
Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum"  

Seite 1 von 69 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 

“Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum” 

Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 

beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 
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A) Äußerungen gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen der 
Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
 

A 1.01 Stellungnahmen von insgesamt 28 Bewohnern aus dem Umfeld des Plangebietes 

hier: Anschreiben mit Unterschriftenlisten vom 08.04.2019 und 23.05.2019 

Eingegangene Stellungnahmen der Öffentlichkeit von insgesamt 22 Bewohnern aus dem Umfeld des Plangebiets 

innerhalb der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vom 08.04.2019: 
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Zusätzlich eingegangene, inhaltlich gleichlautende Stellungnahmen der Öffentlichkeit von insgesamt sechs 
weiteren Bewohnern aus dem Umfeld des Plangebiets im Nachgang der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit vom 23.05.2019: 
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Beschlussentwurf zu A 1.01: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.04.2019 und 23.05.2019 eingegangenen 

Stellungnahmen, die unter Punkt A 1.01 zusammengefasst wurden, wie folgt zu entscheiden: 

 

Zu: Größe und Lage des Bauvorhabens  

Der stadträumliche Bereich, der sich ausgehend von der Straße Bungert nach Osten weiter fortsetzt, ist Bestandteil 

der sich fortsetzenden Stadtentwicklung, beginnend in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die zur Bebauung 

vorgesehenen Grundstücke in diesem Bereich weisen gegenüber der mittelalterlich geprägten eher kleinteiligen 

Grundstücksstruktur im Westen im Verhältnis zur jeweiligen Bebauung überwiegend größere Grundstücksflächen 

auf. Die Geschossigkeit und die Bauweise werden jedoch in Anlehnung an die Struktur im Stadtkern weiter 

fortgesetzt. Demzufolge ermöglicht der für die Bebauung östlich der Straße Bungert sowie in Teilbereichen südlich 

der Straße Vor dem Voigtstor und westlich der Pallottistraße zugrunde liegende rechtskräftige Bebauungsplan 

Rheinbach Nr. 39 „Bungert“ eine zwei- bis teilweise dreigeschossige Bebauung in abschnittsweise offener als auch 

geschlossener Bauweise innerhalb überbaubarer Grundstücksflächen von mindestens 14,0 m.  

 

Auf Grundlage der planungsrechtlichen Voraussetzungen wird der westliche Teilbereich der Pallottistraße durch 

eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung gefasst. Die auf dem in Rede stehenden Grundstück des Plangebiets 

gelegene eingeschossige ruinöse Bebauung mit Betriebsgebäuden der ehemaligen Gärtnerei des Pallottinerordens 

tritt hierbei baulich zurück. Die sich südlich daran anschließende Sporthalle ist gemäß Ihrer Gebäudehöhe 

wiederum als zweigeschossiges Gebäude zu bewerten. Der östliche Teilbereich der Pallottistraße wird 

städtebaulich gleichermaßen durch den dreigeschossigen baulichen Bestand des Pallottinerkollegs sowie durch 

die Pallottikirche mit Ihrer städtebaulichen Solitärfunktion gefasst. Ziel der städtebaulichen Planung ist die 

Schaffung einer homogenen Fortentwicklung der baulichen Struktur entlang der Pallottistraße. Die grundlegenden 

Zielvorstellungen der möglichen Anordnung der Bebauung auf den in Rede stehenden Grundstücksflächen sowie 

deren Geschossigkeit leiten sich aus dem Vorentwurf des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ ab, 

welcher bereits im November 2011 im Rahmen des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens für die Öffentlichkeit sowie 

für die Behörden und die Träger öffentlicher Belange einsehbar war. Die v. g. Zielvorstellungen wurden im 

Integrierten Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“, welches vom Rat der Stadt Rheinbach 2015 beschlossen 

wurde, wiederum aufgegriffen und fortgeführt. Auf Grundlage dieser städtebaulichen Zielvorstellungen wurde der 

Vorentwurf des Bebauungsplans und des Vorhaben- und Erschließungsplans erstellt. Das Maß der baulichen 

Nutzung orientiert sich dabei an den vorausgegangenen städtebaulichen Zielvorstellungen, die im Einklang mit 

dem umgebenden baulichen Bestand des näheren städtebaulichen Umfeldes stehen. Demnach sollen für das 

Gebäude maximal zwei Vollgeschosse und ein Dachgeschoss ermöglicht werden. Die Gebäudehöhe soll durch die 

Festsetzung von Trauf- und Firsthöhen erfolgen und sich dabei an der nördlich angrenzenden Wohnbebauung 

orientieren. Durch die geplante städtebauliche Kubatur fügt sich die geplante Bebauung in das nähere 

stadträumliche Umfeld ein und ordnet sich dem städtebaulichen Solitär der benachbarten Pallottikirche unter. 

 

Die Darstellung einer überzogenen und unpassenden Form der Bebauung, bezogen auf die Örtlichkeit, kann daher 

nicht nachvollzogen werden. Die im Vorentwurf vorgenommene Gliederung der Baumasse in drei Einzelbaukörper 

soll, analog zum Vorentwurf des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“, den Bezug zu den nördlich 

angrenzenden Wohngebäuden herstellen und ermöglicht gleichzeitig eine Überleitung zum südlich angrenzenden 

Sporthallengebäude. Im Rahmen des zu schließenden Durchführungsvertrages zum Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan soll die geplante bauliche Ausformung vertraglich verbindlich gesichert werden. 

Zu: Art der Nutzung 

Bisher war das durch die Pallottistraße erschlossene Quartier wesentlich durch den Schul- und Internatsbetrieb 

des Pallottinerordens geprägt. Die innerhalb des Plangebiets liegenden Gärtnereiflächen und deren zugehörige 
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Nutzung wurde bereits im Zuge der Veräußerung der Grundstücksflächen vor mehreren Jahren aufgegeben. Auf 

Grundlage des Integrierten Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“ wurden für die Flächen beidseitig der 

Pallottistraße, einschließlich der Flächen des Plangebiets, neue städtebauliche Zielvorstellungen entwickelt. 

Demzufolge sollen im Bereich des Pallottiareals die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die innerörtliche 

Nachverdichtung zu Wohnzwecken und weiteren innenstadtverträglichen Nutzungen  geschaffen werden.  

 

Innerhalb des Plangebiets sollen gemäß dem derzeitigen Planungsstand neben einzelnen Wohnungen mehrere 

Praxen mit dem Schwerpunkt auf der örtlichen jugendmedizinischen Versorgung, eine Apotheke sowie ein 

Multifunktionsraum mit angeschlossenem Cafe im Erdgeschoss entstehen. Die vorgesehenen Wohnnutzungen 

fügen sich gemäß den Zielen des Integrierten Handlungskonzeptes „Masterplan Innenstadt“ verträglich in den 

städtebaulichen Leitgedanken der Implementierung eines Wohnstandortes im Bereich der weiteren angrenzenden 

Flächen innerhalb des Pallottiareals ein. Insofern stehen die geplanten Wohnnutzungen im Einklang mit den 

städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt Rheinbach. Die angestrebten medizinischen Nutzungen sind dazu 

geeignet, die örtliche medizinische Grundversorgung mit dem Fokus auf den Jugendmedizinischen Sektor zu 

stärken und in geeigneter Weise zu bündeln. Aufgrund der integrierten Lage des Standortes in räumlicher Nähe 

sowohl zum Stadtkern als auch zu benachbarten Wohnquartieren und Schulstandorten entfalten die angestrebten 

medizinischen Nutzungen positive Wirkungen hinsichtlich der fußläufigen Erreichbarkeit. Die geplante 

Nutzungsmischung einschließlich des geplanten Multifunktionsraums mit angeschlossener Cafeteria im 

Erdgeschoss ist dazu geeignet, die städtebaulichen Zielsetzungen zum zukünftigen „Pallotti-Areal“ insgesamt 

zusätzlich zu beleben und nutzungsspezifisch zu bereichern. Die Nutzung durch freiberufliche Tätigkeiten ist 

sowohl mit einer angrenzenden Wohnbebauung als auch mit der zentrenüblichen gewerblichen Nutzung durch 

Läden und Dienstleistungen als verträglich zu bewerten. 

 

Zu: Zunahme des Parkdrucks und Verschärfung der Verkehrssituation 

Die nutzungsbedingt erforderlichen Stellplätze für das Vorhaben werden im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 

geprüft und sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens auf Grundlage der gesetzlichen Vorgaben der 

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NW) innerhalb der privaten Grundstücksflächen 

nachzuweisen. Die Darstellung einer, auf das hinzutretende Vorhaben bezogenen, möglichen Zunahme des 

Parkdrucks sowie eine damit im Zusammenhang stehende Verschärfung der Verkehrssituation im Bereich der 

öffentlichen Verkehrsflächen der Straße Bungert sowie innerhalb der öffentlichen Parkplatzflächen, die durch die 

v. g. Verkehrsflächen erschlossen werden, ist daher nicht nachvollziehbar.  

 

Zu: Verbindung zwischen Pallottistraße und Bungert 

Die nördlichen Teilflächen der im vorliegenden Planentwurf als öffentliche Verkehrsflächen besonderer 

Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg festgesetzten Flächen zwischen der 

Pallottistraße und der öffentlichen Parkplatzfläche Bungert wurden bereits als Flächenkorridor im Nachgang der 

Aufstellung des benachbarten Bebauungsplanverfahrens Rheinbach Nr. 39 „Bungert“ von Seiten der Stadt 

eigentumsrechtlich gesichert. Ziel der langfristigen Planung war hierbei die Herstellung einer fußläufigen Anbindung 

von Seiten der öffentlichen Parkplatzflächen in das benachbarte Pallottiareal. Im Zuge des vorliegenden 

Bebauungsplanverfahrens sollen diese Flächen nun mit den angrenzenden Teilflächen in einer gemeinsam 

ausreichenden Dimensionierung ausschließlich für den Fußgänger- und Radverkehr zur Verfügung gestellt werden.  

 

Im integrierten Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“ wird die geplante Fuß- und Radwegeverbindung im 

südlichen Teilbereich des Plangebiets als Maßnahme C 07 Wegeverbindung zwischen Pallottistraße und Bungert 

geführt. Diese Verbindung soll der Verbesserung des innerörtlichen Fuß- und Radwegenetzes dienen und eine 

Verbindung zwischen dem östlichen Stadtgebiet und dem Zentrum der Kernstadt schaffen.  
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Beide Fuß- und Radwegeverbindungen verdichten das Wegenetz der Rheinbacher Kernstadt und fördern so den 

nicht motorisierten Individualverkehr. Dem von den Einwendern befürchteten Parkdruck in der Nachbarschaft 

stehen Entlastungen durch ein geeignetes und bedarfsgerechtes Wegenetz gegenüber, mit denen das Angebot für 

die Allgemeinheit verdichtet werden soll, Besorgungen ohne den Gebrauch eines Kfz zu tätigen oder dies 

zumindest ohne mehrmaligen Parkplatzwechsel erreichen zu können. 

 

Zu: Abstand zum Außenwohnbereich 

Mit den in Rede stehenden zur Bebauung vorgesehenen Grundstücksflächen entsteht auf einer Länge von ca. 

42,00 m, unter Berücksichtigung der geplanten Wegeverbindung im Norden, eine zukünftige gemeinsame 

Grundstücksgrenze zur westlich benachbarten Wohnbebauung. Die geplante Bebauung rückt mit einer 

Gebäudetiefe von lediglich 14,50 m an diese Grenze heran. Demnach soll in diesen Bereich die Bebauung auf 

lediglich ca. einem Drittel der zur Verfügung stehenden Flächen realisiert werden. Die gesetzlich einzuhaltenden 

Grenzabstände werden eingehalten, so dass hierdurch die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt 

bleiben. Im Norden wird mit der geplanten Bebauung ein Abstand von mindestens 8,50 m zur nächstgelegenen 

Gebäudekante der benachbarten Wohnbebauung eingehalten. Auch hierbei werden die gesetzlich einzuhaltenden 

Grenzabstände eingehalten.  

 

Der Abstand zwischen der nächstgelegenen Gebäudekante der geplanten Bebauung und der östlichen 

Gebäudeflucht der Bestandsbebauung östlich der Straße Bungert weist mindestens ca. 31,00 m auf. Zwischen der 

geplanten Bebauung und dem nach Süden ausgerichteten Baukörper der nördlich benachbarten Wohnbebauung 

beträgt der Abstand ca. 28,00 m. In beiden Situationen werden für die Bestandsnutzungen aureichend große 

Abstände erreicht, um Nutzungen im zwischenliegenden Außenwohnbereich (Terrassen, Balkone und ggf. 

Wintergärten) weiterhin konfliktfrei zu ermöglichen.  

 

Gemäß den v. g. Ausführungen im Abschnitt: Größe und Lage des Bauvorhabens wird zudem auf die der 

derzeitigen Planung zugrunde liegenden städtebaulichen Zielvorstellungen und auf die Inhalte des Vorentwurfs des 

vorangegangen Planverfahrens hingewiesen. Die vorgesehene Anordnung des Baukörpers berücksichtigt 

gleichermaßen die aus dem Standort abgeleitete verträgliche bauliche Dichte, die Einpassung in die Umgebung 

über die Gliederung des Baukörpers sowie die Gliederung und Zuordnung der öffentlichen und privaten Freiräume. 

Eine sich aus der städtebaulichen Situation heraus ergebende Nachbarschaft von Außenwohnbereichen und 

mehrgeschossigen Gebäuden ist grundsätzlich nicht zu beanstanden. 

 

 

Zu: Einbeziehung der Anwohnerinnen und Anwohner 

Die Anwohnerinnen und Anwohner werden als Teil der Öffentlichkeit gemäß den Vorgaben des Baugesetzbuches 

(BauGB) an der Bauleitplanung weiter beteiligt. Im Rahmen der anstehenden öffentlichen Auslegung des Entwurfs 

des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans sowie des Vorhaben- und Erschließungsplans einschließlich sämtlicher 

weiterer Bestandteile zum Planverfahren wird der Öffentlichkeit die Möglichkeit gegeben, zur Entwurfsfassung der 

Planung innerhalb einer bestimmten Frist Stellung zu nehmen. Die Möglichkeit der Einsichtnahme und Fristsetzung 

wird öffentlich bekannt gemacht. Eine weitere darüber hinausgehende Beteiligung der Öffentlichkeit ist im Rahmen 

der gesetzlichen Vorgaben nicht vorgesehen. Die während der öffentlichen Auslegung vorgebrachten 

Stellungnahmen werden einer Abwägung zugeführt. Im Rahmen der sich daran anschließenden Sitzungsfolge der 

politischen Gremien zu den Ergebnissen der öffentlichen Auslegung und zum Satzungsbeschluss besteht für die 

Öffentlichkeit die Möglichkeit, die öffentlich zugänglichen Beratungen und die Beschlussfassung mitzuverfolgen. 

 

Zu: Konfliktärmeres Vorhaben 

Die subjektive Wahrnehmung einer möglichen Beeinträchtigung der vorhandenen Wohn- und Eigentumssituation 

durch die geplante innerörtliche Nachverdichtung in Form eines mehrgeschossigen Geschäfts- und 
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Wohngebäudes anstelle der Gebäude- und Freiflächen der ehemaligen Gärtnerei ist nachvollziehbar. Bei der 

Bewertung dieser möglichen Beeinträchtigung ist jedoch zu berücksichtigen, dass dies nicht auf die Eigenart der 

Bebauung und Nutzung der Nachbargrundstücke zurückzuführen ist, da sich diese in Ihrer städtebaulichen 

Konfiguration konform zum Planvorhaben verhalten, sondern sich ausschließlich auf die für die nähere Umgebung 

untypische und eher untergeordnete Baumasse einschließlich deren vorangegangenen unauffälligen und 

zwischenzeitlich aufgegebenen Nutzung im Plangebiet zu begründen ist. In Hinblick auf die geplante Nutzung ist 

festzustellen, dass sich die Auswirkungen der Bebauung und Nutzung auf die umgebenden privaten 

Grundstücksflächen und deren Nutzungen nicht als unzumutbar, sondern vielmehr als innerhalb städtischer und 

stadtnaher Baugebiete typisch und üblich darstellen. 

 

Unter der Zielvorgabe einer dichten und funktional gemischt genutzten Stadt sowie der Berücksichtigung des  

Versorgungsauftrages eines Mittelzentrums für die Rheinbacher Ortsteile sowie für die angrenzende Region sind 

die in Rede stehenden Grundstücksflächen unabhängig von dem aktuell beantragten Planvorhaben eines 

Jugendmedizinischen Zentrums in besonderer Weise für eine mit dem Wohnen verträgliche gewerbliche Nutzung 

und eine dem Mischgebiet entsprechende bauliche Ausnutzung geeignet. Insofern stellen sinnvolle Alternativen 

einer Bebauung und Nutzung innerhalb dieser Vorgaben lediglich Varianten der aktuell geplanten Nutzung mit 

mehr oder weniger gleichartigen Auswirkungen dar. Ein möglicherweise konfliktärmeres Vorhaben wäre demnach 

als eine Verschiebung der wechselseitigen Rücksichtnahme unter den benachbarten Grundstücksflächen zu 

Lasten der in Rede stehenden Grundstücksflächen zu werten. In Bezug auf die Inhalte der vorliegend geplanten 

Nutzung werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens mögliche Konflikte identifiziert und fachgutachterlich 

untersucht. Die Ergebnisse der Fachgutachten und die sich daraus ergebenden Handlungsnotwendigkeiten werden 

durch Festsetzungen im Bebauungsplan sowie durch vertragliche Regelungen im Durchführungsvertrag verbindlich 

gesichert. Dadurch wird ein mit den gesetzlichen Regelungen konformer Planungsprozess unter Abwägung privater 

und öffentlicher Belange untereinander gewährleistet.     

 

Den Anregungen der Einwender zur Reduktion der Baumasse, zur Wahl einer anderen Nutzung, zum 
Verzicht auf die Wegeführung zwischen dem Parkplatz Bungert und der Pallottistraße aufgrund der 
Befürchtung der Zunahme des Parkdrucks und der Verschärfung der Verkehrssituation, zur Vergrößerung 
des Abstandes zu den Außenwohnbereichen in der Nachbarschaft sowie zur Entwicklung einer 
konfliktärmeren Bebauung unter Beteiligung der Nachbarschaft, die mit Anschreiben und 
Unterschriftenlisten am 08.04.2019 und 23.05.2019 eingegangenen sind und unter Punkt A 1.01 
zusammengefasst wurden, wird nicht gefolgt. 
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B) Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB (frühzeitige Beteiligung) 

Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs nachfolgende 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu 
entscheiden ist. 
 

B 1.01 Stadt Meckenheim, FB 61 Stadtplanung, Liegenschaften,  Siebengebirgsring 4, 53340 

Meckenheim  

Hier: Schreiben vom 04.04.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.01: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.04.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.01 wie folgt zu entscheiden: 
 
Seitens der Stadt Meckenheim werden keine Einwendungen erhoben. Die Belange der Stadt Meckenheim sind 
nicht betroffen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.04.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.01 der Stadt Meckenheim ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.02 PLEDOC GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen  

Hier: Schreiben vom 04.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.02: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.02 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der von der PLEDOC GmbH vertretenen Leitungsträger sind nicht betroffen. Im Falle der Erweiterung 
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans im Nachgang der anstehenden Offenlage wird das Unternehmen am 
Planverfahren weiterhin mit beteiligt.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.02 der PLEDOC GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.03 Airdata AG, Dieselstraße 18, 70771 Leinfelden-Echterdingen 

Hier: Schreiben vom 01.03.2019 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.03: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 01.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.03 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Airdata AG sind durch die Planung nicht betroffen. Innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplans werden keine Richtfunkstrecken des Unternehmens betrieben. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 01.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.03 der Airdata AG ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.04 RSAG AöR, Qualitätssicherung, Pleiser Hecke 4, 53721 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 05.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.04: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.04 wie folgt zu entscheiden: 
 
In Bezug auf die Abfallentsorgung werden keine Bedenken erhoben. Der Verweis auf die sicherheitstechnischen 
Anforderungen wird zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung mit beachtet. 
 
Der Verweis auf die sicherheitstechnischen Anforderungen gem. DGUV-Information 214 - 033 wird bei der 
Erschließungsplanung mit beachtet. Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme der mit Schreiben vom 
06.03.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.04 der RSAG werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.05 Polizei NRW, Kommissariat Kriminalprävention, Polizeipräsidium Bonn, Postfach 2038, 53018 

Bonn 

Hier: Schreiben vom 28.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.05: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 28.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.05 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: Empfehlungen 
Auf Grundlage der städtebaulichen Planung soll das Gesamtgebiet neu geordnet und funktional klar gegliedert 
werden. Dementsprechend werden die geplanten zukünftig öffentlichen und privaten Grundstücksflächen durch 
Festsetzungen planungsrechtlich gesichert. Festsetzungen zur Oberflächengestaltung der privaten Freiflächen im 
Übergang zum öffentlichen Raum sollen im Bebauungsplan nicht getroffen werden. Im Zuge der Ausbauplanung 
soll jedoch bei der Auswahl der Materialität auch auf die spätere Zuordnungsfähigkeit von privatem und öffentlichem 
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Raum geachtet werden, um den Wartungs- und Pflegeraum jeweils zuordnen zu können sowie im Falle möglicher 
Aufenthalts- und Nutzungskonflikte eine klare Beurteilungsgrundlage der Rechtslage zu gewährleisten. Zudem 
werden sämtliche öffentlichen Flächen sowie die für die Öffentlichkeit zugänglichen privaten Grundstücksflächen 
vor Gebäudezugängen barrierefrei ausgestaltet. Die Anregung zur maximalen Höhe von Einfriedungen soll aus 
kriminalpräventiven Gründen planungsrechtlich mit berücksichtigt werden.  
 
Durch die erkennbar gegliederte Gebäude- und Freiflächenkonzeption innerhalb der geplanten privaten 
Grundstücksflächen mit dazu parallel verlaufenden öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
soll die Entstehung von Sichtachsen gefördert und somit möglichen Angsträumen entgegengewirkt werden. Die 
Beleuchtung des entstehenden öffentlichen Raums richtet sich nach den hierfür einzuhaltenden gesetzlichen 
Regelungen. Festsetzungen hinsichtlich der angeregten Materialität und Eigenschaften von Oberflächen des 
Stadtmobiliars im öffentlichen Raum sind auf der Ebene des Bebauungsplans nicht festsetzbar.  
 
Eine Umsetzung der weiteren Anregungen und Hinweise zur sicherheitsrelevanten Anordnung, Lage und 
Materialität von Haustüren, Eingängen, Hausnummern, Hinweisschildern und Gehmarkierungen, zu 
Abstellmöglichkeiten in Hauseingängen, der Art der Beleuchtung innerhalb des privaten Außenraums, in Gebäuden 
und Tiefgaragen, der aktionsgesteuerten Videoüberwachung, sowie der Ausgestaltung von Tiefgaragen und 
Fahrradabstellanlagen in Form von Festsetzungen ist auf planungsrechtlicher Ebene nicht möglich. Um diesen 
Belangen jedoch ausreichend Rechnung zu tragen, wurde bereits im Entwurf des Bebauungsplans im Vorfeld der 
Offenlage im textlichen Bestandteil zum Bebauungsplan unter Hinweise, Punkt 5, Schutz vor Einbruch, auf die 
Möglichkeit hingewiesen, sich kostenfrei durch die Polizei hinsichtlich der sicherheitsrelevanten Ausgestaltung der 
privaten Grundstücksflächen und baulichen Anlagen beraten zu lassen. Um den genannten Belangen dennoch 
ausreichend Rechnung zu tragen, wird dem Vorhabenträger die Stellungnahme im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens zur Verfügung gestellt. 
 
Da es sich bei dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan um ein nutzungsspezifisches Vorhaben handelt, dessen 
Nutzungsportfolio planungsrechtlich auf Grundlage der vorliegenden Hochbauplanung vorbereitet wird, ist die 
Aufnahme zusätzlicher Nutzungen (Mobility-Sharing-Angebote, Fahrradservice) aufgrund des hierfür erforderlichen 
erweiterten Raumbedarfs nicht möglich. Auf Grundlage der vorliegenden Hochbauplanung soll jedoch die 
Tiefgarage mit einer Toranlage geschlossen werden können, so dass das Risiko eines unbefugten Zugangs 
minimiert werden kann. 
 
Auf Grundlage der vorliegenden Planung sind derzeit keine Aufstellflächen für Mülltonnen im privaten 
Außenbereich vorgesehen. Sofern die Planung dahingehend modifiziert werden sollte, werden Festsetzungen zur 
erforderlichen Einhausung von Mülltonnenstellplätzen sowie deren Eingrünung getroffen.  
 
Die erforderliche Anzahl von Mülleimern im öffentlichen Raum sowie die Pflege und Instandhaltung der öffentlichen 
Flächen lässt sich im Bebauungsplan nicht festsetzen. Die Stadt Rheinbach wird jedoch die entstehenden 
öffentlichen Flächen in das städtische Bewirtschaftungskonzept mit aufnehmen. Hierdurch wird die ausreichende 
Pflege und Instandhaltung der Flächen gewährleistet.  
 
 
Die Stellungnahme wird dem Bauordnungsamt der Stadt Rheinbach und dem Vorhabenträger zur 
Verfügung gestellt. Die Anregung zur maximalen Höhe von Einfriedungen wird aus kriminalpräventiven 
Gründen planungsrechtlich berücksichtigt. Die sonstigen Hinweise der mit Schreiben vom 28.03.2019 
eingegangenen Stellungnahme B 1.05 des Polizeipräsidiums Bonn werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.06 Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehr – Integrierte Gesamtverkehrsplanung),  

Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln 

Hier: Schreiben vom 03.04.2019 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.06: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.04.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.06 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange des Dezernates 25 (Verkehr - Integrierte Gesamtverkehrsplanung) der Bezirksregierung Köln sind 
nicht betroffen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.04.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.06 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehr - Integrierte 
Gesamtverkehrsplanung),  ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.07 NetCologne GmbH, Netzbau 

Hier: Schreiben vom 07.03.2019 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.07: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.07 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der NetCologne GmbH sind durch die Planung nicht betroffen. Innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplans befinden sich keine Anlagen des Unternehmens. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.07 der NetCologne GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.08 Erftverband, Abteilung Recht, Am Erftverband 6, 50126 Bergheim 

Hier: Schreiben vom 15.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.08: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 15.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.08 wie folgt zu entscheiden: 
 
Aus der Lage des Plangebietes im ehemaligen Talauenbereich ergeben sich hydrogeologische Verhältnisse, die 
eine gezielte Versickerung von Niederschlagswasser nicht zulassen. Für die Niederschlagsentwässerung wurde 
durch den Fachbereich Tiefbau und Infrastruktur der Stadt Rheinbach die netzverträgliche Einleitmenge in den 
vorhandenen Mischwasserkanal geprüft. Aus dem Ergebnis der Prüfung geht hervor, dass derzeit keine 
ausreichend freien Kapazitäten zur Einleitung des Niederschlagswassers in der vorhandenen Kanalisation der 
Pallottistraße zur Verfügung stehen. Alternativ soll daher hierzu auf den vorhandenen Mischwasserkanal im 
Bereich des Parkplatzes Bungert nordwestlich des Plangebiets zurückgegriffen werden. Zur Wahrung des maximal 
zulässigen Drosselabflusses ist jedoch auf dem Baugrundstück ein entsprechendes Rückhaltevolumen 
erforderlich. Diesem soll durch die Gebäudeplanung mittels Anlage eines unterirdischen Rückhalteraums 
entsprochen werden. Die Vorgabe einer zwingenden Brauchwassernutzung soll jedoch nicht getroffen werden. Das 
zusätzliche Volumen einer Zisterne könnte im hydraulischen Nachweis nicht berücksichtigt werden, da der 
Füllstand zu Beginn eines Niederschlagsereignisses nicht vorab bestimmt werden kann. 
 
Der Anregung des Erftverbandes der mit Schreiben vom 15.03.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.08 
des Erftverbandes zur verbindlichen Festsetzung der Sammlung und Nutzung von Niederschlagswasser 
in Form der Brauchwassernutzung wird nicht gefolgt. 
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B 1.09 Tele Columbus Betriebs GmbH, Leitungsauskunft 

 Hier: Schreiben vom 07.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.09: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.09 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der der Tele Columbus Betriebs GmbH sind durch die Planung nicht betroffen. Innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplans befinden sich keine Erdkabelleitungen des Unternehmens.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.09 der Tele Columbus Betriebs GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.10 Rhein-Main-Rohrleitungsgesellschaft mbH, Godorfer Hauptstraße 186, 50997 Köln 

Hier: Schreiben vom 05.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.10: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.10 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen. Der Bebauungsplan wird als Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren unter Anwendung der §§ 12 i. V. m. 13 a Baugesetzbuch aufgestellt. 
Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind im Zusammenhang mit den geplanten 
Nachverdichtungsmöglichkeiten auf Grundlage der Festsetzungen keine externen oder internen ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Artenschutzrechtliche Maßnahmen sind auf Grundlage der Planung ebenfalls 
nicht notwendig.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.10 der Rhein-Main-Rohleitungsgesellschaft m. b. H. ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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B 1.11 Ampiron GmbH, Betrieb / Projektierung, Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 

Hier: Schreiben vom 13.03.2019 

 

Beschlussentwurf zu B 1.11: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.11 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen. Hinsichtlich der weiteren 
Versorgungsleitungen wurden die entsprechenden Unternehmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „ Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum“, mit 
beteiligt. Gemäß der verwaltungsseitigen Abstimmung mit dem Unternehmen am 14.05.2019 soll die bisherige 
Form der formalen Trägerbeteiligung im Bauleitplanverfahren aufrechterhalten werden. Ein Rückgriff auf das 
angemerkte BIL-Portal erfolgt daher nicht. Im Rahmen der Leitungsabfrage im unmittelbaren Vorgriff von 
Erschließungsplanungen außerhalb des Bauleitplanverfahrens können jedoch weiterhin tagesaktuelle 
Leitungsbestände abgefragt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.11 der Amprion GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.12 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Fontainegraben 200, 53123 Bonn 

Hier: Schreiben vom 07.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.12: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.12 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Bundeswehr werden durch die vorliegende Planung nicht beeinträchtigt. Auf Grundlage der 
planungsrechtlichen Festsetzungen können Gebäude mit einer Höhe von mehr als 30 m über dem natürlich 
anstehenden Gelände ausgeschlossen werden. Eine nochmalige Vorlage der Planunterlagen im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens im Anschluss an das Bauleitplanverfahren ist daher nicht erforderlich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.12 der Bundeswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.13 Polizei NRW, Direktion Verkehr/Führungsstelle, Königswinterer Straße 500, 53227 Bonn  

Hier: Schreiben vom 29.03.2019 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.13: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 29.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.13 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es werden seitens des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / FüSt - Verkehrsplanung, aus 
verkehrspolizeilicher Sicht keine Bedenken gegen die vorliegende Planung vorgebracht.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 29.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.13 der Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / FüSt – Verkehrsplanung ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.14 e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 21.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.14: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befinden sich keine Anlagen des Unternehmens. Es werden 
daher keine Bedenken des Unternehmens zum Planvorhaben vorgebracht. Der Hinweis zum möglichen Anschluss 
des Hochbauvorhabens im Plangebiet an das vorhandene Gasversorgungsnetz in der „Pallottistraße“ wird zur 
Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens sind hierzu keine Festsetzungen vorgesehen bzw. 
möglich. 

 

Der Bebauungsplan wird als Vorhabenbezogener Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren unter Anwendung 
der §§ 12 i. V. m. 13 a Baugesetzbuch aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind 
im Zusammenhang mit den geplanten Nachverdichtungsmöglichkeiten auf Grundlage der Festsetzungen keine 
externen oder internen ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 
sind im Rahmen der Festsetzungen zum vorliegenden Planvorhaben nicht vorgesehen. 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 der e-regio ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.15 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 18.03.2019 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.15: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.15 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind nicht betroffen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 18.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.16 unitymedia NRW GmbH,  Zentrale Planung, Postfach 102028, 34020 Kassel 

Hier: Schreiben vom 26.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.16: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.16 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es werden seitens des Unternehmens keine Einwände gegen die vorliegende Planung vorgebracht.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 26.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 der Unitymedia ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.17 Landesbetrieb Straßenbau, Abteilung Betrieb und Verkehr, Jülicher Ring 101-103, 53879 

Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 14.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.17: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.17 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Rahmen des Planverfahrens wurde zwischenzeitlich ein Verkehrsgutachten erstellt. Aus dem Ergebnis des 
Verkehrsgutachtens geht hervor, dass gemäß der Leistungsfähigkeitsberechnung der Knotenpunkt Pallottistraße / 
Vor dem Voigtstor / Gymnasiumstraße bereits im Analysefall Defizite aufweist. Vor dem Hintergrund der 
kumulierenden  verkehrlichen Auswirkungen des Vorhabens im vorliegenden Bauleitplan gemeinsam mit dem im 
engen räumlichen, sachlichen und zeitlichen Zusammenhang geplanten Bauleitplanverfahen für das direkt 
angrenzende „Pallotti-Areal“ kann gemäß dem Ergebnis des Verkehrsgutachtens für den nach links ausfahrenden 
Verkehr aus der Pallottlistraße im Prognoseplanfall keine ausreichende Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes 
mehr nachgewiesen werden. Aus diesem Grund wird gutachterlich eine Optimierung dieses Knotenpunktes 
empfohlen.  
 
Maßnahmen der Stadt Rheinbach, die der Leichtigkeit des Verkehrs im städtischen Straßennetz und der Sicherheit 
des Fuß- und Radverkehrs dienen, werden auf Grundlage der im Verkehrsgutachten aufgezeigten erforderlichen 
verkehrlichen Maßnahmen den jeweiligen Nutzungen im v. g. Verflechtungsbereich monetär zugeordnet und im 
Rahmen separat zu schließender vertraglicher Vereinbarungen planungsrechtlich  gesichert. Die Stadt Rheinbach 
wird mit dem Landesbetrieb Straßenbau. NRW als zuständigem Straßenbaulastträger im Eingriffsbereich der 
verkehrlichen Maßnahmen hierzu eine Verwaltungsvereinbarung schließen, um die rechtliche Grundlage für den 
erforderlichen verkehrlichen Ausbau zu sichern. Maßnahmen zum Schutz gegen Verkehrslärm der L113 sind 
innerhalb des Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße“ - 
Jugendmedizinisches Zentrum - nicht vorgesehen.  
 
Die Darstellungen der mit Schreiben vom 14.03.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.17 des 
Landesbetriebes Straßen NRW hinsichtlich der zu schließenden Verwaltungsvereinbarung werden 
berücksichtigt.  Die sonstigen Darstellungen werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.18 Gemeinde Alfter, FG 4.2 Bodenmangement und Bauverwaltung, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 

Hier: Schreiben vom 13.03.2019 

 

 
Beschlussentwurf zu B 1.18: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.18 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Gemeinde Alfter werden durch die vorliegende Planung nicht berührt. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.18 der Gemeinde Alfter ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.19 Vodafone GmbH, Netzplanung, D2 Park 5, 40878 Ratingen 

Hier: Schreiben vom 04.04.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.19: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.04.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.19 wie folgt zu entscheiden: 
 
Aufgrund der Darstellungen der Stellungnahme des Unternehmens ist nicht von einer Betroffenheit von Anlagen 
des Unternehmens durch die vorliegende Planung auszugehen. Der Hinweis auf einen möglichen Netzausbau 
innerhalb des Plangebiets betrifft die Erschließungsplanung im Anschluss an das Bauleitplanverfahren.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.04.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 der Vodafone GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.20 Rheinbacher Seniorenforum, Dahlemstraße 13,  

Hier: Schreiben vom 06.04.2019 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.20: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.04.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.20 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anregung zur Berücksichtigung der DIN 18040-3 - Barrierefreiheit im öffentlichen Verkehrs- und Freiraum 
betrifft die Erschließungsplanung. Eine barrierefreie Erschließung ist im Rahmen des vorliegenden Bauleitplans 
insofern berücksichtigt und damit vorbereitet, als das die im Plan festgesetzten Höhen, die Anschlusshöhen des 
Vorhabens sowie die zur Überwindung von Höhenunterschieden erforderlichen Flächen und Abstände bei der 
Festlegung der Höhenlage der privaten Grundstücksflächen zu den öffentlichen Verkehrsflächen und der 
überbaubaren Flächen berücksichtigt wurden. Darüber hinaus betrifft der Hinweis die Planung der öffentlichen 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung im Süden und Norden des Plangebiets. Bei der Anlage der 
geplanten öffentlichen Wegeverbindungen (öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung) werden 
die anzuwendenden Regelungen der RASt 06 entsprechend berücksichtigt. Ziel der Planung ist auch hierbei die 
barrierefreie Ausgestaltung dieser öffentlichen Flächen. 
 
Die Anregung zur Herstellung der Barrierefreiheit wird durch die Festsetzungen im Bebauungsplan sowie 
durch die im Anschluss an das Planverfahren zu erfolgende Ausbauplanung im Bereich der geplanten 
öffentlichen Verkehrsflächen und der öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
berücksichtigt. Die weiteren Darstellungen werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 
22.06.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.20 des Rheinbacher Seniorenforums e.V. ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum"  

 

Seite 52 von 69 
 

B 1.21 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasserwirtschaft, Gewässerschutz, Zeughausstraße 

2, 50667 Köln 

Hier: Schreiben vom 15.03.2019 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.21: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 15.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.21 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Hinweis auf die geplante Schutzzone III B der Trinkwassergewinnungsanlage Heimerzheim ist einschließlich 
eines Auszuges aus den Beschränkungen der Nutzung innerhalb festgesetzter Schutzgebiete bereits in der 
vorliegenden Fassung zur frühzeitigen Beteiligung in den Hinweisen zum Bebauungsplan unter Punkt 3. 
Gewässerschutz enthalten. In Bezug auf die Festsetzungen des Bebauungsplans ergeben sich aus der geplanten 
Schutzgebietsausweisung keine Konflikte. 
 
Die vorgetragenen Belange des Trinkwasserschutzes wurden bereits in der vorliegenden Fassung des 
Bebauungsplans zur frühzeitigen Beteiligung mit berücksichtigt. Die sonstigen Hinweise der mit Schreiben 
vom 15.03.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.21 der Bezirksregierung Köln werden zur Kenntnis 
genommen. 
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B 1.22   Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg  

Hier: Schreiben vom 25.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.22: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 25.03.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.22 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange des Unternehmens sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen. Eine Ausdehnung oder 
Erweiterung des Geltungsbereichs des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 „ Pallottistraße – 
Jugendmedizinisches Zentrum“ ist derzeit nicht vorgesehen. Im Zuge der anstehenden Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB soll das Unternehmen jedoch am Bauleitplanverfahren weiter beteiligt 
werden.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 25.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.22 der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.23 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, Fachbereich 

01.3, Postfach 1551, 53705 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 29.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.23: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 29.03.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.23 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: Natur-, Landschafts- und Artenschutz 
Die Belange des Artenschutzes wurden durch eine Artenschutzvorprüfung (Stufe I) untersucht. Aus dem Ergebnis 
der artenschutzrechtlichen Vorprüfung, Stand 18.02.2019, geht hervor, dass durch das Vorhaben keine 
Verletzungen der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG zu erwarten sind. Baumfällungen, Gehölzrodungen 
sowie Abbrucharbeiten sollen außerhalb der Brutzeiten zwischen dem 1. Oktober bis Ende Februar durchgeführt 
werden. Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan mit aufgenommen. 
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Zu: Erneuerbare Energien 
Der Bund hat die führt die noch parallel laufenden Regeln der Energieeinsparverordnung (EnEV) und des 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) im neuen GebäudeEnergieGesetz GEG 2019 20 
zusammengeführt. Darüber hinaus wurde ist ein das Klimaschutzgesetz KSG in der Diskussion beschlossen. 
Gebäude sind nach diesen Vorschriften jeweils als System zu bewerten, in dem die Energieerzeugung bzw. 
Energieumwandlung lediglich einen Teilaspekt darstellt. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung für die Nachnutzung einer bestehenden Gärtnerei, durch die ein Lückenschluss 
innerhalb eines bestehenden baulichen Zusammenhangs erfolgt, besteht planungsrechtlich keine Veranlassung, 
über die Zielvorgaben auf nationaler Ebene hinaus, Präferenzen für die Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien 
bzw. bestimmter Verfahren zur Umwandlung vorzuschreiben. Vielmehr ist davon auszugehen, dass Vorschriften in 
Bebauungsplänen veränderten Rahmenbedingungen und technischen Möglichkeiten nicht nachgeführt werden 
und die statischen Festsetzungen den Wettbewerb zwischen verschiedenen Lösungen als Antrieb für eine 
Effizienzsteigerung aufheben. Im Sinne der Die sachgerechten Prüfung einer zur klimaschonenden und 
wirtschaftlichen Wärme- und Stromversorgung des Gebäudes sollen daher außerhalb der planungsrechtlichen 
Regelungen Vorgaben für das Vorhaben aufgestellt werden. Dementsprechend sollen auf der Ebene des 
zugehörigen Durchführungsvertrages Regelungen zum Einsatz erneuerbarer Energien in Hinblick auf die Deckung 
des Wärme- und Kältebedarfs als auch auf die Stromerzeugung des Gebäudes mittels Photovoltaikanlagen 
aufgenommen werden. liegt weiterhin im Zuständigkeitsbereich der Bauherrschaft. Darüber hinaus wird im 
Bebauungsplan in den Hinweisen unter Punkt 6: Energiesparmaßnahmen, auf den Einsatz regenerativer Energien 
mit dem Ziel der Minimierung der Schadstoffbelastung und dem möglichst geringen Energiebedarf bei 
Neubauvorhaben hingewiesen.  
 

Der mit der Stellungnahme B 1.23 des Rhein-Sieg-Kreises vom 29.03.2019 vorgetragenen Anregung zur 
Durchführung einer Artenschutzprüfung wurde gefolgt. Der Anregung zur Prüfung der Nutzung von 
Solarenergie sowie von Blockheizkraftwerken wird des Einsatzes erneuerbarer Energien zugunsten der 
Erzeugung von Wärme und Strom wird insofern gefolgt, als dass im zugehörigen Durchführungsvertrag 
Regelungen zum Einsatz erneuerbarer Energien in Hinblick auf die Deckung des Wärme- und Kältebedarfs 
des Gebäudes als auch auf die Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen aufgenommen werden nicht 
gefolgt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.de/eewaermeg/2011/index.htm
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B 1.24 Rhein-Sieg-Kreis, Brandschutzdienststelle, Amt 38.10, Postfach 1551, 53705 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 15.03.2019 

 

Beschlussentwurf zu B 1.24: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 15.03.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.24 wie folgt zu entscheiden: 
 
Von Seiten der Brandschutzdienststelle des Amtes 38.10 - Bevölkerungsschutz - des Rhein-Sieg-Kreises bestehen 
keine Bedenken gegenüber der vorliegenden Planung. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 15.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.24 des Rhein-Sieg-Kreises, der Landrat, Siegburg, Amt 38.10 - Bevölkerungsschutz - 
Brandschutzdienstelle - ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.25 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, Gartenstraße 11, 

50765 Köln 

Hier: Schreiben vom 11.03.2019 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum"  

 

Seite 62 von 69 
 

Beschlussentwurf zu B 1.25: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.03.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.25 wie folgt zu entscheiden: 
 
Von Seiten der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis werden keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen die vorliegende Planung vorgebracht. Der Bebauungsplan wird als 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren unter Anwendung der §§ 12 i. V. m. 13 a 
Baugesetzbuch aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind im Zusammenhang mit 
den geplanten Nachverdichtungsmöglichkeiten auf Grundlage der Festsetzungen keine externen oder internen 
ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Gemäß den gesetzlichen Regelungen findet hierbei § 1a Abs. 3 
Satz 6 BauGB Anwendung. Artenschutzrechtliche Maßnahmen sind auf Grundlage der Planung ebenfalls nicht 
notwendig.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.03.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.25 der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.26 Landesbetrieb Wald und Holz, Nordrhein-Westfalen, Regionalforstamt Rhein-Sieg, Flerzheimer 

Allee 15, 53125 Bonn 

Hier: Schreiben vom 31.01.2019 

 

Beschlussentwurf zu B 1.26: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 31.01.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.26 wie folgt zu entscheiden: 
 
In Bezug auf die Belange der Forstwirtschaft bestehen von Seiten des Landesbetriebes Wald und Holz, Nordrhein-
Westfalen, Regionalforstamt Rhein-Sieg keine Bedenken gegen die vorliegende Planung. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 31.01.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.26 des Landesbetriebes Wald und Holz ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.27 Bezirksregierung Arnsberg, Abt. 6 Bergbau und Energie, Postfach, 44025 Dortmund 

Hier: Schreiben vom 11.03.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.27: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.03.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.27 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anregungen werden berücksichtigt. Der bereits im Vorentwurf des Bebauungsplans, Fassung der frühzeitigen 
Beteiligung, enthaltene Hinweis unter Punkt 9. Bergbau wird gemäß den Inhalten der Stellungnahme angepasst. 
Die RWE Power AG sowie der Erftverband wurden im Planverfahren im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und Sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB mit beteiligt. Von Seiten der RWE Power 
AG wurde im Rahmen der Beteiligung keine Stellungnahme abgegeben. Aussagen zu Grundwasserdaten von 
Seiten des Erftverbandes wurden im Rahmen der Beteiligung nicht abgegeben. Die Ergebnisse der Beteiligung 
ersetzen keine grundstücksbezogene Beurteilung des Baugrundes und der Gründungssituation. Es kann aber 
seitens der Stadt Rheinbach davon ausgegangen werden, dass die Gründungssituation einschließlich der 
tagebbaubedingten Veränderung des Grundwasserspiegels einer Umsetzung des Bebauungsplanes durch eine 
Bebauung nicht entgegensteht. 
 
Der Hinweis zur Lage des Plangebiets wird berücksichtigt. Hierzu wird der vorhandene Hinweis Nr. 9. 
Bergbau im textlichen Teil des Bebauungsplans angepasst. Die sonstigen Darstellungen und Hinweise der 
am 11.03.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.27 der Bezirksregierung Arnsberg werden zur Kenntnis 
genommen.  
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B 1.28 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 

Hier: Schreiben vom 07.08.2014 
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Beschlussentwurf zu B 1.28: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.08.2014 eingegangene Stellungnahme 
B 1.28 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise zum Umgang mit möglichen Kampfmittelfunden, zur erforderlichen behördlichen Kontaktaufnahme 
sowie zur Durchführung einer Sicherheitsdetektion bei Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen 
wurden bereits im Bebauungsplan, Fassung der frühzeitigen Beteiligung, im textlichen Bestandteil unter C: 
Hinweise, Punkt 4. Kampfmittel aufgeführt. Die zusätzlich aufgeführten Inhalte der Stellungnahme werden 
einschließlich des Aktenzeichens mit aufgenommen. 
 
Die zusätzlich aufgeführten Inhalte der mit Schreiben vom 13.08.2014 eingegangenen Stellungnahme B 
1.28 der Bezirksregierung Düsseldorf werden einschließlich des Aktenzeichens in den bereits enthaltenen 
Hinweis unter C: Hinweise, Punkt 4. Kampfmittel mit aufgenommen. Die sonstigen Inhalte der 
Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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C) Anmerkungen der Verwaltung 

 
Die Anmerkungen der Verwaltung dienen der Kurzdarstellung und Erläuterung von möglichen Änderungen, 
Anpassungen und Herausnahmen einzelner Bestandteile des Bebauungsplans während des Planverfahrens, 
welche nicht auf das Ergebnis von Stellungnahmen im Zuge der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB oder 
der Behörden- und Trägerbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB zurückzuführen sind. Eine gesonderte Beschlussfassung 
ist hierzu nicht erforderlich.  

 

C 1.01 Fachbereich V, Sachgebiet 60.1 Bauverwaltung / Untere Denkmalbehörde 

Gemäß den Unterlagen der Unteren Denkmalbehörde geht nicht hervor, dass im Plangebiet eine Prospektion 
durchgeführt wurde. In unmittelbarer Nähe – Himmeroder Wall – wurde 2007 eine archäologische Untersuchung 
an der Stadtmauer durchgeführt. Des Weiteren befinden sich in unmittelbarer Nähe mehrere Baudenkmäler: 
Ostturm, Hexenturm, Rheinbacher Burganlage. Daher besteht die Möglichkeit, dass bei Eingriffen bzw. Grabungen 
mit der Aufdeckung archäologischer Bodenfunde zu rechnen ist. Daher wird auf die §§ 11, 15 - 17 
Denkmalschutzgesetz NRW (DSchG NRW) hingewiesen. 
 
Anmerkung:  
Um den Belangen des Denkmalschutzes ausreichend Rechnung zu tragen, wurde bereits im textlichen Bestandteil 
des Vorentwurfs zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße“ – Jugendmedizinisches Zentrum – in den 
Hinweisen unter Punkt 1. Bodendenkmäler, ein entsprechender Hinweis zum Umgang mit auftretenden 
archäologischen Funden oder Befunden im Zuge von Bodenbewegungen sowie deren gesetzlicher Grundlagen 
aufgenommen.  
 

C 1.02 Fachbereich V, Sachgebiet 61.1 Betriebshof  - Tiefbau/Infrastruktur 

 

Straßen: Keine Anregungen 

 

Betriebshof: Keine Anregungen 

 

Entwässerung: 
Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser kann in den Kanal in der Pallottistraße geleitet werden. Für 
Niederschlagswasser bestehen aber derzeit keine freien Kapazitäten im Kanal in der Pallottistraße. Diese können 
erst dann geschaffen werden, wenn die weiteren städtebaulichen Planungen für das Pallottiareal abgeschlossen 
sind. Daher wurde mit dem Planer, Hr. Thielecke, besprochen, dass die Versickerungsmöglichkeit auf dem 
Grundstück zu prüfen ist. Alternativ ist auch ein Anschluss an den im Parkplatz Bungert liegenden 
Mischwasserkanal möglich. 
 

Anmerkung:  
Die vorhandene Entwässerungssituation hinsichtlich des Niederschlagswasser wurde im Rahmen der 
Vorhabenplanung mit berücksichtigt. Die Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers ist in den 
Mischwasserkanal im Bereich des Parkplatzes Bungert vorgesehen. Zur Wahrung des maximal zulässigen 
Drosselabflusses ist auf dem Baugrundstück ein entsprechendes Rückhaltevolumen in Form eines unterirdischen 
Rückhalteraums vorgesehen. 
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AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH 

RWE Power Aktiengesellschaft 

Rhein. Amt für Denkmalpflege 

LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

Handwerkskammer zu Köln 

Kreishandwerkerschaft Bonn/Rhein-Sieg 

Industrie- und Handelskammer 

Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg Kreis Euskirchen e.V. 

Erzbistum Köln - Generalvikaritat 

Kath. Kirchengemeinde St. Martin, Wormersdorf 

Kath. Kirchengemeinde St. Martin 

Evangelische Kirchengemeinde 

Kreisbauernschaft Bonn/Rhein-Sieg 

Bezirksvorsitzender Kreisbauernschaft – Ortsstelle Rheinbach 

Landesbüro der Naturschutzverbände  

Naturschutz Rheinbach-Voreifel e.V. 

BUND-Ortsguppe Rheinbach 

NABU Kreisgruppe Bonn e.V. – Naturstation Swisttal 

Zweckverband Naturpark Rheinland 

Regionalverkehr Köln GmbH 

Bezirksregierung Düsseldorf – Dezernat 26/Luftverkehr 

Verkehrsverbund Rhein-Sieg 

Deutsche Telekom – Netzproduktion GmbH 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

ALIZ West GmbH & CoKG 

RWE Deutschland AG – Regionalzentrum Westliches Rheinland 

Westnetz GmbH – DRW-S-LK-TM 

E-Plus Mobilfunk GmbH & Co.KG 

Heinz Ulrich Müller 
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Gemeinde Swisttal 

Stadt Euskirchen 

Stadt Bad Münstereifel 

Verbandsgemeindeverwaltung Altenahr 

Stadtverwaltung Bonn 

Bezirksregierung Köln – Dez. 35.2 

Sozialverband VdK 

Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft der Stadt Rheinbach mbH 

Bezirksregierung Köln, Dez. 33 – Ländliche Entwicklung 

Bezirksregierung Köln, Dez. 35.4 - Denkmalschutz 

Bezirksregierung Köln, Dez. 51 – Natur- und Landschaftsschutz 

Bezirksregierung Köln, Dez. 52 – Abfallwirtschaft und Bodenschutz 

Bezirksregierung Köln, Dez. 53 - Immissions-  einsch. anlagenbezogener Umweltschutz 

Nahverkehr Rheinland GmbH 

Bundesnetzagentur 

Lothar Gerharz - Ortslandwirt 

Wilhelm Simons, Wasser- und Bodenverband Rheinbach 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74  

“Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum” 

 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 

beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 

I. Behandlung der Stellungnahmen 

 

Inhalt 
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A) Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen der 
Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
 

A 1.01 Einwender 1 

Hier: Schreiben vom 10.12.2019 
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Beschlussentwurf zu A 1.01: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.12.2019 eingegangene Stellungnahme 

A 1.01 wie folgt zu entscheiden: 

Nach dem Ergebnis des vorliegenden Verkehrsgutachtens (Verkehrsgutachten zum vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „ Jugendmedizinisches Zentrum“ in der Stadt Rheinbach, Büro PTV Transport 

Consult GmbH, Stand 08 / 2019) wird zur Sicherung der ausreichenden Leistungsfähigkeit im Bereich des 

Knotenpunktes Pallottistraße / Gymnasiumstraße (L 113) / Vor dem Voigtstor (L 113) die Realisierung einer 

Lichtsignalanlage empfohlen. Diese soll den verkehrlichen Zu- und Abfluss der vorgenannten öffentlichen 

Verkehrsflächen unter Berücksichtigung der hinzutretenden vorhabenbedingten Verkehrsentstehung 

verkehrsgerecht lenken. Entgegen der vom Petenten dargestellten mangelnden Berücksichtigung der bestehenden 

Ampelanlage im Bereich des Knotenpunktes Löherstraße / Hauptstraße / Bungert wurde diese im Rahmen der im 

Zusammenhang mit dem Verkehrsgutachten erstellten Mikrosimulation mit berücksichtigt. Zudem wurden auch die 

bestehenden Ampelanlagen im Bereich der Knotenpunkte Vor dem Voigtstor (L 113) / Gymnasiumstraße (L 113) / 

Pallottistraße sowie Koblenzer Straße (L 158) / Schützenstraße in der Simulation, der Realität entsprechend, mit 

abgebildet.  

 

Gemäß den Darstellungen des vom Rat der Stadt Rheinbach beschlossenen Integrierten Handlungskonzeptes 

„Masterplan Innenstadt“ soll die verkehrliche Anbindung des Pallottiareals (Maßnahme A 01 des Integrierten 

Handlungskonzeptes „Masterplan Innenstadt“), zu dem das Plangebiet des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum" zugehörig ist, über die Anschlusspunkte 

Pallottistraße / Vor dem Voigtstor (L 113), Schützenstraße / Koblenzer Straße (L 158) sowie Neugartenstraße / 

Stadtpark erfolgen. Eine Durchfahrt von Seiten der Pallottistraße zur Neugartenstraße ist bereits derzeit nicht 

möglich und soll auch zukünftig ausgeschlossen werden, um Fremd- und Schleichverkehre auszuschließen. Diese 

verkehrliche Grundstruktur wurde im nachgelagerten städtebaulichen Konzept und dem darauf aufbauenden 

Rahmenplan übernommen. Die verkehrliche Erschließung des vorliegenden Vorhabens soll demnach 

ausschließlich von Seiten der Pallottistraße erfolgen.    

 

Die angeregte Beschränkung der Ausfahrt aus der Pallottistraße nach Osten in Fahrtrichtung Meckenheim erzeugt 

- wie jede Einbahnregelung - zunächst zusätzlichen Verkehr. Vorliegend wäre für die Verkehrsteilnehmer mit dem 

Ziel in Fahrtrichtung Innenstadt eine Rückfahrt über den Kreisverkehr Koblenzer Straße (L 158) / Meckenheimer 

Straße (L 158) mit einem Umweg von zweimal ca. 400 m erforderlich oder alternativ ein vorheriges Linksabbiegen 

mit entsprechenden Rückstauereignissen in Richtung Kriegerstraße anzunehmen. Gleichzeitig bliebe die 

Verkehrsqualität der Einmündung Gymnasiumstraße / Vor dem Voigtstor (L 113) weiter unbefriedigend, da kein 

verkehrlicher Ausbau erfolgen würde. Insgesamt ist von einer entsprechenden Beschränkung der 

Fahrtrichtungswahl für das Verkehrsnetz in diesem Bereich demnach kein Vorteil zu erwarten. Da im Bereich 

Pallottistraße und Gymnasiumstraße in Richtung der Straße Vor dem Voigtstor (L 113) bereits zum heutigen 

Zeitpunkt Leistungsengpässe vorliegen, könnte die Wartezeit in der Spitzenstunde bereits derzeit zu den zuvor 

beschriebenen Umwegverkehren durch Rechtsabbiegevorgänge führen. Der damit verbundene Umweg steht aber 

offensichtlich in keinem attraktiven Verhältnis zur Wartezeit für den Linksabbiegevorgang.  

 

Die aufgeworfenen grundsätzlichen Fragen des Einwenders in Bezug auf mögliche zukünftige Mobilitätslösungen 

und des Anteil des individuellen Kraftfahrzeugverkehrs sind berechtigt und ein bedeutender Aspekt der künftigen 

Stadtentwicklungsplanung. Die langfristige Verkehrslenkung in der Kernstadt soll daher im Rahmen des 

aufzustellenden integrierten Verkehrsentwicklungsplans (VEP) behandelt werden. Der VEP soll verkehrsarten- und 

verkehrsmittelübergreifend alle Belange betrachten und ein Leitbild für die Entwicklung im Bereich Verkehr 

abbilden. 
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Gegenwärtig sind jedoch weiterhin für alle Bauvorhaben Kfz- Stellplätze entsprechend dem Bedarf nachzuweisen. 

Auch bei einem vergleichsweise günstigen Modal-Split für die Stadt Rheinbach werden immer noch knapp über 50 

% der Wege mit dem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt. Eine Erreichbarkeit des Vorhabens mit dem privaten 

Kraftfahrzeug wird daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt als unabdingbar angesehen. Dem Hinweis auf die bereits 

vorhandenen öffentlichen Parkplätze in zumutbarer Entfernung wird bereits durch die Schaffung neuer 

Wegeverbindungen innerhalb des Geltungsbereichs des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 

"Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum" Rechnung getragen. Auch ist ein Verbund von Pkw- Stellplätzen 

geeignet, mehrere Aktivitäten und Erledigungen mit einer Fahrt zu verbinden und so die Anzahl der notwendigen 

Fahrten und den einhergehenden Parksuchverkehr zu mindern. 

 
Den Anregungen der mit Schreiben vom 10.12.2019 eigegangenen Stellungnahme A 1.01 hinsichtlich des  

Verzichts auf eine Ampelregelung an der Einmündung Pallottistraße / Vor dem Voigtstor (L113) / 

Gymnasiumstraße (L 113) sowie zur Beschränkung der Ausfahrt der Pallottistraße auf die Straße Vor dem 

Voigtstor (L113) ausschließlich in Fahrtrichtung Meckenheim wird nicht gefolgt. Der Anregung einer 

verkehrlichen Durchfahrtslösung zwischen den Knotenpunkten Pallottistraße / Vor dem Voigtstor (L113) / 

Gymnasiumstraße (L 113) und Neugartenstraße / Stadtpark wird ebenfalls nicht gefolgt. Die 

Weiterentwicklung von Mobilitätslösungen im Sinne der langfristigen Verkehrslenkung in der Kernstadt 

bleibt Gegenstand des aufzustellenden integrierten Verkehrsentwicklungsplans (VEP). Die sonstigen 

Darstellungen der mit Schreiben vom 10.12.2019 eingegangenen Stellungnahme A 1.01 werden zur 

Kenntnis genommen. 
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A 1.02 Einwender 2 

Hier: Schreiben vom 10.12.2019 
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Beschlussentwurf zu A 1.02: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.12.2019 eingegangene Stellungnahme 

A 1.02 wie folgt zu entscheiden: 

Zu: 1. 

Die im Vorhabenplan enthaltene Apotheke wird im vorliegenden Verkehrsgutachten zum Jugendmedizinischen 

Zentrum (Verkehrsgutachten zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „ Jugendmedizinisches 

Zentrum“ in der Stadt Rheinbach, Büro PTV Transport Consult GmbH, Stand 08 / 2019) tatsächlich nicht erwähnt. 

In der Erörterung der anzusetzenden Verkehre zwischen dem Fachgutachter, der Vorhabenträgerin und der 

Stadtverwaltung Rheinbach bestand Einvernehmen, dass diese Apotheke aufgrund der spezialisierten 

Angebotsausrichtung, welche auf die spezifische Nutzung des Vorhabens ausgerichtet werden soll, dem geplanten 

Jugendmedizinischem Zentrum im Sinne des Verbundeffektes unmittelbar zugeordnet werden kann und ihrerseits, 

insbesondere in der Spitzenstunde, keine verkehrstechnisch relevanten eigenen Fahrten erzeugt. Zudem 

ermöglicht die fußläufige Erreichbarkeit des Standortes weiterhin Kundenverkehre aus der Innenstadt, so dass 

hierdurch Mitnahmeeffekte erzielt werden. Dieser Hinweis fehlt im Verkehrsgutachten und wurde in Vorbereitung 

der Unterlagen des Bebauungsplans zum Satzungsbeschluss entsprechend ergänzt. 
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Zu: 2. 

Die Zuordnung der Verkehrsentstehung im Verkehrsgutachten zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 68 

„Pallottistraße“ erfolgte gemäß der Anzahl der geplanten über die Pallottistraße und die Schützenstraße verkehrlich 

angebundenen Wohneinheiten bzw. der Anzahl der nachzuweisenden Pkw- Stellplätze. Sie entspricht dem 

zugrundeliegenden Konzept des städtebaulichen Wettbewerbsverfahrens und ist gleichzeitig als Rahmen für die 

Erarbeitung des anstehenden Entwurfs zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ einzustufen. Die 

Unterbringung des ruhenden Verkehrs für die geplanten Nutzungen östlich der Pallottistraße soll durch die 

geplanten Tiefgaragen innerhalb der privaten Grundstücksflächen erfolgen. Hierbei sind einzelne Zufahrten im 

Bereich der Pallottistraße sowie eine zentrale Zufahrt im Bereich der Schützenstraße vorgesehen. Die 

Verkehrsflächen oberhalb der Tiefgaragen auf der Ebene der Pallottistraße können damit überwiegend autofrei 

gestaltet werden. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Darstellungen zur Zuordnung der Verkehrsentstehung 

für den Bereich östlich der Pallottistraße nicht Bestandteil des vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum" sind. 

 

Zu: 3. 

Die über den ertüchtigten Knotenpunkt Pallottistraße / Vor dem Voigtstor (L 113) / Gymnasiumstraße (L 113) auf 

die Straße Vor dem Voigtstor (L 113) zufließenden Verkehrsmengen wurden bei der Beurteilung zur 

Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes Schützenstraße/ Koblenzer Straße (L 158) berücksichtigt. Die Beurteilung 

der Leistungsfähigkeit der einzelnen Knotenpunkte ergibt sich aus den nach den prognostizierten Verkehrsmengen 

errechneten Wartezeiten. Die jeweilige Einstufung zur Leistungsfähigkeit ist dabei an die mit der im 

Verkehrsgutachten zum Bebauungsplan verwendeten Berechnungsmethode festgelegten Grenzen für die 

Wartezeiten gebunden. Maßstab der Betrachtung ist bei der hier vorgenommenen Beurteilung gemäß dem 

„Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen" (HBS 2015) die maßgebliche Spitzenstunde. Eine 

gerade noch akzeptable Leistungsfähigkeit eines Knotens innerhalb dieses zumeist kurzen Tagesabschnittes 

bedeutet aber jedoch gleichzeitig immer, dass über den größten Tageszeitraum eine bedarfsgerechte 

Leistungsfähigkeit gewährleistet wird. Eine generelle Anhebung des Ausbaustandards zur Gewährleistung eines 

uneingeschränkten Verkehrsflusses, bezogen auf den Zeitraum von 24 h/Tag, ist weder städtebaulich noch 

wirtschaftlich vertretbar. 

 

Zu: 4. 

Die Leistungsfähigkeit der gutachterlich beurteilten Straßenquerschnitte liegt ausnahmslos über der der jeweiligen 

Knotenpunkte, an denen die zuführenden Straßen nicht vorfahrtberechtigt sind. Eine separate Betrachtung der 

Querschnitte sowie der Ausbau der Querschnitte ist daher nicht erforderlich. Dabei ist weiter zu berücksichtigen, 

dass es sich bei den beplanten Grundstücken um solche Grundstücke handelt, für die ein bestehendes Baurecht 

lediglich geändert und erweitert, nicht aber neu geschaffen wird.  

 

Die Kostentragung des Knotenpunktumbaus im Bereich der Pallottistraße / Vor dem Voigtstor (L 113) / 

Gymnasiumsstraße erfolgt auf Grundlage städtebaulicher Verträge bzw. dem Durchführunsgvertrag. Hierbei 

werden die Kosten anteilig auf den Vorhabenträger des vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum“ sowie auf die hinzutretenden Nutzungen im 

Geltungsbereich des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ entsprechend in Ansatz gebracht. Die 

Darstellung, dass die derzeitigen Anwohner darüber hinaus generell nicht durch Straßenausbaukosten belastet 

werden sollen, wird zur Kenntnis genommen. Beitragsrechtliche Regelungen sind jedoch regelmäßig nicht 

Gegenstand eines Bauleitplanverfahrens.  
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Zu: 5. 

Bei der aufgeführten sog. Rampe handelt es sich um die westliche Teilfläche der öffentlichen Verkehrsfläche 

Schützenstraße, welche der Erschließung der vorhandenen Bebauung der Grundstücke Schützenstraße Nr. 6 - 16 

dient. Diese Teilfläche der Schützenstraße wurde in Ihrem derzeitigen Verlauf im städtebaulichen Entwurf lediglich 

unverändert mit dargestellt. Die bestehende Verkehrsfläche kann für Rettungsfahrzeuge zur verkehrlichen 

Erreichbarkeit der Bestandsnutzungen bereits zum derzeitigen Zeitpunkt mit herangezogen werden. Innerhalb der 

Flächen des sog. „Pallottiareals“ soll auf diese bestehende Verkehrsfläche ein das Plangebiet durchquerender Fuß- 

und Radweg aus westlicher Richtung zugeführt werden. Dieser soll planungsrechtlich entsprechend festgesetzt 

werden. Der geplante Fuß- und Radweg kann zukünftig zur verkehrlichen Erreichbarkeit angrenzender Nutzungen 

für Rettungskräfte mit herangezogen werden. Eine verkehrstechnische Bilanzierung von möglichen einzelnen 

Rettungsvorgängen ist jedoch nicht sachgerecht. Unabhängig davon sind die vorgenannten Ausführungen zur 

innerquartierlichen Verkehrsführung des „Pallottiareals“ im Geltungsbereich des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 

68 „Pallottistraße“ nicht Gegenstand des vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 74 

„Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum“. Die Inhalte des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum“ sind von den vorgenannten Darstellungen als 

unabhängig anzusehen.  

 

Zu: 6. 

Der Anregung zur Untersuchung einer Einbahnregelung von der Schützenstraße in Richtung Neugartenstraße wird 

im Zusammenhang mit dem vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße 

- Jugendmedizinisches Zentrum“ nicht gefolgt, da die verkehrliche Erschließung des geplanten 

jugendmedizinischen Zentrums ausschließlich über die Pallottistraße erfolgen soll, die unter Berücksichtigung der 

bereits vorhandenen Nutzungen beidseitig der Pallottistraße auch zukünftig in beiden Fahrtrichtungen befahrbar 

bleiben soll. Sofern die Flächen, auf denen das Jugendmedizinische Zentrum errichtet werden soll, entgegen der 

verkehrlichen Grundstruktur zum Pallottiareal in dem vom Rat der Stadt Rheinbach beschlossenen Integrierten 

Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“, ebenfalls einer Einbahnregelung unterzogen werden würde, 

entstünden wesentliche Umwegverkehre, die zu einer verkehrlichen Belastung anderer Kernstadtbereiche führen 

würde, die weder räumlich noch funktional mit dem Plangebiet in direkter Beziehung stehen.  

 

Zu: 7. 

Die mögliche Konfliktlage zwischen der Nutzung des Schützenhauses und der geplanten Wohnbebauung innerhalb 

des sog. „Pallottiareals“ soll im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottiareal“ 

behandelt werden. Ziel der Planung ist hierbei die Aufrechterhaltung der Nutzung des Schützenhauses. Im Rahmen 

des vorliegenden Planverfahrens zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - 

Jugendmedizinisches Zentrum“ werden hierzu keine Festsetzungen getroffen, da aufgrund der Art der baulichen 

Nutzung und der räumliche Lage der Nutzungen zueinander keine planungsrechtlichen Konflikte zu erwarten sind.  

 

Den Anregungen der mit Schreiben vom 09.12.2019 eingegangenen Stellungnahme A 1.02 hinsichtlich der 

Verifizierungen und zusätzlichen Untersuchungen wird im Rahmen des Verkehrsgutachtens zum 

vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - 

Jugendmedizinisches Zentrum“, mit Ausnahme der Erläuterung zum Zielverkehr der geplanten Apotheke, 

nicht gefolgt. Die mögliche Konfliktlage zwischen der Nutzung des Schützenhauses und der geplanten 

Wohnbebauung innerhalb des sog. „Pallottiareals“ ist Gegenstand der Inhalte des Bebauungsplans 

Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“. Die Darstellungen hierzu sowie zu den weiteren aufgeführten 

verkehrlichen Aspekten und sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 09.12.2019 eingegangenen 

Stellungnahme A 1.02 werden zur Kenntnis genommen.  
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A 1.03 Einwender 3 

Hier: Schreiben vom 09.12.2019 
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Beschlussentwurf zu A 1.03: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.12.2019 eingegangene Stellungnahme 

A 1.03 wie folgt zu entscheiden: 

 

Zu: Sichtbarkeit des Hexenturms 

Die Auswirkungen einer möglichen Bebauung innerhalb des vorliegenden Plangebiets auf die Sichtbeziehungen 

von Seiten der Pallottistraße zum Hexenturm wurden im Rahmen der städtebaulichen Planung vorab geprüft. Dabei 

wurde deutlich, dass diese Blickbeziehung bereits durch eine gegenüber dem derzeitigen Bestand weiterführende 

Bebauung mit einem weiteren Obergeschoss unterbrochen würde (siehe Abb. 2). Die Sichtbeziehung von Seiten 

der Pallottistraße ist demzufolge auf die derzeit eingeschossige Bebauung der vorhandenen baulichen Anlagen 

sowie deren Stellung der baulichen Anlagen senkrecht zur Pallottistraße zurückzuführen. Die Aufrechterhaltung 

der Sichtbeziehung und eine Bebauung des Grundstücks in der geplanten Geschossigkeit schließen sich daher 

weitgehend aus. Die städtebaulichen Grundzüge der vorliegenden Planung orientieren sich dabei am Vorentwurf 

des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“, Stand  November 2011, welcher für das Plangebiet bereits 

eine Bebauung mit zwei Vollgeschossen vorsah. Die v. g. Zielvorstellungen wurden im Integrierten 

Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“, welches vom Rat der Stadt Rheinbach 2015 beschlossen wurde, 

wiederum aufgegriffen und fortgeführt. 
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Dies steht nicht im Widerspruch zur Höhengestaltung der Turnhalle, da sich diese in Verlängerung der Straße 

Bungert in unmittelbarer Nachbarschaft des Turmes befindet (siehe Abb. 1). 

 

                 
Abb. 1: Blick über die Freifläche des Plangebiets                              Abb. 2: Blick über die Bestandsbebauung im Plangebiet 

 

Zu: Größe des Bauvorhabens  

Im Zuge der Auswertung der Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit zum 

vorliegenden Planvorhaben wurden in Bezug auf die damalige Stellungnahme des Petenten in Hinblick auf die 

getroffenen Festsetzungen hinsichtlich der Höhe der baulichen Anlagen u. a. bereits folgende Aussagen (Auszug, 

kursiv dargestellt) getroffen:   

 

„…. Die grundlegenden Zielvorstellungen der möglichen Anordnung der Bebauung auf den in Rede stehenden 

Grundstücksflächen sowie deren Geschossigkeit leiten sich aus dem Vorentwurf des Bebauungsplans Rheinbach 

Nr. 68 „Pallottistraße“ ab, welcher bereits im November 2011 im Rahmen des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens 

für die Öffentlichkeit sowie für die Behörden und die Träger öffentlicher Belange einsehbar war. Die v. g. 

Zielvorstellungen wurden im Integrierten Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“, welches vom Rat der Stadt 

Rheinbach 2015 beschlossen wurde, wiederum aufgegriffen und fortgeführt. Auf Grundlage dieser städtebaulichen 

Zielvorstellungen wurde der Vorentwurf des Bebauungsplans und des Vorhaben- und Erschließungsplans erstellt. 

Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich dabei an den vorausgegangenen städtebaulichen Zielvorstellungen, 

die im Einklang mit dem umgebenden baulichen Bestand des näheren städtebaulichen Umfeldes stehen. Demnach 

sollen für das Gebäude maximal zwei Vollgeschosse und ein Dachgeschoss ermöglicht werden. Die Gebäudehöhe 

soll durch die Festsetzung von Trauf- und Firsthöhen erfolgen und sich dabei an der nördlich angrenzenden 

Wohnbebauung orientieren. Durch die geplante städtebauliche Kubatur fügt sich die geplante Bebauung in das 

nähere stadträumliche Umfeld ein und ordnet sich dem städtebaulichen Solitär der benachbarten Pallottikirche 

unter….“  

 

„….. Die im Vorentwurf vorgenommene Gliederung der Baumasse in drei Einzelbaukörper soll, analog zum 

Vorentwurf des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“, den Bezug zu den nördlich angrenzenden 

Wohngebäuden herstellen und ermöglicht gleichzeitig eine Überleitung zum südlich angrenzenden 

Sporthallengebäude…..“ 

 

Demzufolge soll die städtebauliche Kubatur des geplanten Jugendmedizinischen Zentrums in seiner 

Geschossigkeit und baulichen Höhe nicht allein zwingend der Kubatur der benachbarten Turnhalle unterworfen 

werden. Vielmehr soll sich die geplante bauliche Nachverdichtung an der baulichen Ausformung der nördlich 

gelegenen Bestandsbebauungen orientieren, sich jedoch aber auch in den baulichen Gesamtkontext, 

einschließlich der benachbarten Turnhalle verträglich einfügen. Die grundlegende städtebauliche Figur wurde, wie 

bereits erwähnt, durch den Vorentwurf des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“, Stand  November 
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2011, vorformuliert, im vorliegenden Planverfahren aufgegriffen und zielgerichtet weiterentwickelt. Mit der 

vorliegenden städtebaulichen Kubatur wird sowohl eine geeignete Stellung der baulichen Anlagen innerhalb der 

Grundstücksflächen als auch eine adäquate und zeitgemäße bauliche Nutzung, unabhängig von Ihrer geplanten 

Nutzungsart, erreicht. Entlang der Pallottistraße wird durch die geplante zulässige straßenbegleitende 

Gebäudelänge ein stadträumlich geeigneter Übergang zum benachbarten Sporthallengebäude erreicht.  

 

Die Gebäudeflügel für das Bauvorhaben des geplanten Jugendmedizinischen Zentrums wurden insgesamt so 

entwickelt, dass sich das Vorhaben in den heterogenen Stadtraum beidseitig der Pallottistraße, bestehend aus 

Wohnbebauungen, Sporteinrichtungen sowie Gemeinbedarfsflächen mit ihren wechselnden Gebäudevolumen 

entlang der Pallottistraße einpasst und gleichzeitig den Übergang in das geplante Wohnquartier östlich der 

Pallottistraße mit bis zu viergeschossigen Wohngebäuden städtebaulich bewältigt. Die aus den Anforderungen des 

Jugendmedizinischen Zentrums entwickelte Nutzfläche wurde dabei auf drei über klar definierte Fugen verbundene 

Einzelbaukörper verteilt, welche das Gebäudevolumen nochmals untergliedern. Weiter wurde mit der geplanten 

Dachform ein Dachlandschaft entwickelt, die in Hinblick auf die geplante bauliche Konfiguration und 

Dachlandschaft innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ zwischen 

den geplanten Dachformen und dem baulichen Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ vermittelt und so einen städtebaulichen Gesamtzusammenhang 

herstellen sollen.  

 

Im Rahmen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden zusätzlich zu den städtebaulichen Kennwerten, wie 

Grund- und Geschossflächenzahl, die wesentlichen architektonischen Gliederungs- und Gestaltungsmerkmale 

verbindlich festgesetzt. So ist es möglich, einerseits die erforderlichen Nutzflächen des geplanten Vorhabens zu 

realisieren und gleichzeitig komplexe Anforderungen der gegebenen städtebaulichen Situation zu erfüllen. 

Innerhalb dieses erweiterten Beurteilungs- und Festsetzungsrahmens sind auch die gegenüber der 

Umgebungsbebauung erhöhten Grund- und Geschossflächen in Sinne einer geordneten städtebaulichen 

Entwicklung vertretbar. Beeinträchtigungen der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse, bezogen auf die 

umgebenden Bestandsnutzungen, werden durch die geplanten städtebaulichen Kennwerte nicht bewirkt.  

 

Zu: Wirkung der Dachform 

Die geplante Höhe der baulichen Anlagen orientiert sich an den nördlich gelegenen Bestandbebauungen entlang 

der Pallottistraße unter Berücksichtigung der vorhandenen, nach Süden hin ansteigenden Topographie. Die 

Planung der spezifischen Dachform des vorliegenden Vorhabens ist, wie bereits erwähnt, aus der städtebaulichen 

Situation des Gebäudes in Hinblick auf die derzeitige und zukünftig nachbarschaftlich entstehende Stadtlandschaft 

heraus entwickelt worden.  

 

Durch die geplante Geschossigkeit wird die vorherrschende horizontale Gliederung der Nutzungen entlang der 

Pallottistraße aufgegriffen und fortgeführt. Die zulässigen Trauf- und Gebäudehöhe bilden den weiteren 

städtebaulich und planungsrechtlich zulässigen Rahmen, um die geplante Kubatur verträglich in den vorhandenen 

städtebaulichen Kontext einzupassen. Insofern bilden die genannten Kriterien den anzuwendenden Rechtsrahmen, 

um für die hinzutretende Bebauung eine Beurteilungsfähigkeit hinsichtlich Ihrer städtebaulichen Verträglichkeit zu 

schaffen und diese in Folge in die planungsrechtlichen Festsetzungen zu überführen. Die geplante Dachform 

resultiert demnach aus der städtebaulichen Betrachtung heraus. Eine Beeinträchtigung der gesunden Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse oder ggf. eine erdrückende Wirkung der geplanten Dachform auf die umgebenden 

Bestandsnutzungen ist nicht zu erkennen. Vielmehr beantwortet die gewählte Dachform die bestehende eher 

heterogene Dachlandschaft im näheren Umfeld in geeigneter städtebaulicher und architektonischer Weise.  

 

Zu: Verhältnis des geplanten Maßes der baulichen Nutzung zum Maß der baulichen Nutzung der westlich 

angrenzenden Bestandsnutzungen  
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Im Zuge der Auswertung der Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit zum 

vorliegenden Planvorhaben wurden in Bezug auf die damalige Stellungnahme des Petenten in Hinblick auf die 

getroffenen Festsetzungen hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung u. a. bereits folgende Aussagen (Auszug, 

kursiv dargestellt) getroffen:   

 

„….. Der stadträumliche Bereich, der sich ausgehend von der Straße Bungert nach Osten weiter fortsetzt, ist 

Bestandteil der sich fortsetzenden Stadtentwicklung, beginnend in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die zur 

Bebauung vorgesehenen Grundstücke in diesem Bereich weisen gegenüber der mittelalterlich geprägten eher 

kleinteiligen Grundstücksstruktur im Westen im Verhältnis zur jeweiligen Bebauung überwiegend größere 

Grundstücksflächen auf. Die Geschossigkeit und die Bauweise werden jedoch in Anlehnung an die Struktur im 

Stadtkern weiter fortgesetzt. Demzufolge ermöglicht der für die Bebauung östlich der Straße Bungert sowie in 

Teilbereichen südlich der Straße Vor dem Voigtstor und westlich der Pallottistraße zugrunde liegende rechtskräftige 

Bebauungsplan Rheinbach Nr. 39 „Bungert“ eine zwei- bis teilweise dreigeschossige Bebauung in abschnittsweise 

offener als auch geschlossener Bauweise innerhalb überbaubarer Grundstücksflächen von mindestens 14,0 m.  

 

Auf Grundlage der planungsrechtlichen Voraussetzungen wird der westliche Teilbereich der Pallottistraße durch 

eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung gefasst. Die auf dem in Rede stehenden Grundstück des Plangebiets 

gelegene eingeschossige ruinöse Bebauung mit Betriebsgebäuden der ehemaligen Gärtnerei des Pallottinerordens 

tritt hierbei baulich zurück. Die sich südlich daran anschließende Sporthalle ist gemäß Ihrer Gebäudehöhe 

wiederum als zweigeschossiges Gebäude zu bewerten. Der östliche Teilbereich der Pallottistraße wird 

städtebaulich gleichermaßen durch den dreigeschossigen baulichen Bestand des Pallottinerkollegs sowie durch 

die Pallottikirche mit Ihrer städtebaulichen Solitärfunktion gefasst…..“  

 

„….. Ziel der städtebaulichen Planung ist die Schaffung einer homogenen Fortentwicklung der baulichen Struktur 

entlang der Pallottistraße. Die grundlegenden Zielvorstellungen der möglichen Anordnung der Bebauung auf den 

in Rede stehenden Grundstücksflächen sowie deren Geschossigkeit leiten sich aus dem Vorentwurf des 

Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ ab, welcher bereits im November 2011 im Rahmen des 

frühzeitigen Beteiligungsverfahrens für die Öffentlichkeit sowie für die Behörden und die Träger öffentlicher Belange 

einsehbar war. Die v. g. Zielvorstellungen wurden im Integrierten Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“, 

welches vom Rat der Stadt Rheinbach 2015 beschlossen wurde, wiederum aufgegriffen und fortgeführt. Auf 

Grundlage dieser städtebaulichen Zielvorstellungen wurde der Vorentwurf des Bebauungsplans und des Vorhaben- 

und Erschließungsplans erstellt. Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich dabei an den vorausgegangenen 

städtebaulichen Zielvorstellungen, die im Einklang mit dem umgebenden baulichen Bestand des näheren 

städtebaulichen Umfeldes stehen. Demnach sollen für das Gebäude maximal zwei Vollgeschosse und ein 

Dachgeschoss ermöglicht werden. Die Gebäudehöhe soll durch die Festsetzung von Trauf- und Firsthöhen 

erfolgen und sich dabei an der nördlich angrenzenden Wohnbebauung orientieren. Durch die geplante 

städtebauliche Kubatur fügt sich die geplante Bebauung in das nähere stadträumliche Umfeld ein und ordnet sich 

dem städtebaulichen Solitär der benachbarten Pallottikirche unter…..“ 

 

Die vorgenannten Ausführungen dienten dabei lediglich der planungsrechtlichen Einordnung des Plangebiets in 

seine nähere städtebauliche Umgebung. Es handelt sich demnach nicht, wie vom Petenten aufgeführt, um einen 

Vergleich der vorliegenden Planung mit den umgebenden Bestandsnutzungen, insbesondere nicht mit der westlich 

benachbarten Bestandbebauung. Dies entspricht, wie bereits aufgeführt, nicht dem Ziel der Planung. Im Rahmen 

der anstehenden Berichtigung in Bezug auf die übergeordnete Planungsebene sollen die Flächen als Gemischte 

Flächen (M) dargestellt werden. Die Planungsziele sind der Begründung des Bebauungsplans, Stand der 

Offenlage, bereits zu entnehmen. Das geplante Maß der baulichen Nutzung des Vorhabens fügt sich demnach 

konform in die Ziele der übergeordneten Planung ein.     
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Zu: Verkehrszunahme im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Bungert 

Die Kernstadt Rheinbach fasst bereits eine Vielzahl von Angeboten innerhalb eines kompakten Siedlungskörpers 

zusammen. Die daraus resultierenden kurzen Wege zwischen den verschiedenen Zielen gelten auch für 

diejenigen, die die Kernstadt mit dem eigenen Pkw anfahren, so dass sich ein Umparken innerhalb Rheinbachs 

sehr oft nicht lohnt. Die Wahl des Standortes an der Pallottistraße für das geplante Jugendmedizinische Zentrum 

folgt diesem Konzept und ist auch unter verkehrlichen Aspekten sinnvoll. Eine mögliche Nutzung des Parkplatzes 

im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Bungert durch einen Teil der künftigen Besucherinnen und Besucher 

des geplanten Jugendmedizinischen Zentrums bedeutet nicht zwangsläufig eine höhere Frequenz 

(Stellplatzwechsel) innerhalb der öffentlichen Parkplatzflächen in diesem Bereich, da mit dem Planvorhaben keine 

weitere Herstellung der für das Planvorhaben erforderlichen Stellplatzflächen in diesem Bereich bewirkt wird. 

Insofern steht die vorhandene Kapazität des öffentlichen Stellplatzangebotes der gesamten Öffentlichkeit weiterhin 

unabhängig vom jeweiligen Ziel uneingeschränkt zur Verfügung. Grundsätzlich können die künftigen Nutzerinnen 

und Nutzer des geplanten Jugendmedizinischen Zentrums planungsrechtlich jedoch nicht dazu verpflichtet werden, 

ausschließlich die vom Vorhabenträger herzustellenden Stellplätze innerhalb des Plangebiets zu nutzen. Der 

innerörtliche Standort des Vorhabens mit unmittelbarem räumlichen Bezug zu den Geschäftslagen der 

Rheinbacher Kernstadt ist jedoch gerade aufgrund des Verbundes der verschiedenen öffentlichen Parkplätze im 

Kernstadtbereich und der privaten Stellplatzanlagen sinnvoll und geeignet, Umweg- und Mehrfachfahrten durch die 

Kombination von Aktivitäten und Erledigungen zu vermeiden. Mit dem Planvorhaben soll dieser Verbund 

gleichzeitig weiter gestärkt werden, um so zu einer Verringerung möglicher zusätzlicher Fahrten mit vermehrtem 

Parkplatzwechsel beizutragen. 

 

Unabhängig davon ist der für das Planvorhaben notwendige Stellplatzbedarf innerhalb der künftig privaten 

Grundstücksflächen des vorliegenden Plangebiets unterzubringen. Die verkehrliche Erreichbarkeit erfolgt 

ausschließlich über die Pallottistraße. Mit der geplanten Tiefgarage auf den Grundstücksflächen des Vorhabens 

wird der Schaffung des bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplatzbedarfs Rechnung getragen. Dieses 

Stellplatzangebot kann während der Warte- und Behandlungszeiten durch Begleitpersonen gleichzeitig für 

mögliche Erledigungen genutzt werden, ohne dass dafür eine Inanspruchnahme öffentlicher Stellplätze durch einen 

weiteren Stellplatzwechsel notwendig wird.  

 

Mit dem geplanten Fuß- und Radweg zwischen den Parkplatzflächen und der Pallottistraße soll lediglich die 

fußläufige Anbindung zwischen dem sog. Pallottiareal und den vorhandenen öffentlichen Stellplatzflächen im 

Bereich der Straße Bungert sowie weiterführend dem Stadtzentrum attraktiviert werden. Eine verkehrliche 

Durchfahrt, die eine Verkehrszunahme zwischen den Parkplatzflächen und der Pallottistraße bewirken würde, wird 

planungsrechtlich ausgeschlossen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass bereits im Rahmen 

des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 39 „Bungert“ fußläufige Verbindungen zwischen den öffentlichen 

Verkehrsflächen Bungert und Pallottistraße favorisiert werden. In der Begründung des Bebauungsplans, Stand 06 

/ 2010 wird auf Seite 10 hierzu ausgeführt:  

 

„….Eine fußläufige Verbindung zwischen Bungert und Pallottistraße ist jedoch allein schon im Hinblick auf die 

Schülerverkehre beabsichtigt. Vorgesehen ist, dass eine fußläufige Verbindung, unmittelbar südlich des 

Geltungsbereiches, nördlich des Turnhallenneubaus eingerichtet wird. Zusätzlich besteht perspektivisch die 

Möglichkeit, über die nicht überbaubare Grundstücksfläche, westlich des neuen Erschließungsstiches und nördlich 

des Parkplatzes Bungert, eine fußläufige Anbindung bereitzustellen. Die notwendigen Flächen wären im Rahmen 

eines Flächenankaufs zu erwerben.“ 

 

Diesem Ziel soll durch die vorliegende Planung Rechnung getragen werden. Die technische Ausbauplanung der 

planungsrechtlich festgesetzten Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Zweckbestimmung Fuß- und 

Radweg wird im Rahmen des zugehörigen Durchführungsvertrages zum Bebauungsplan verbindlich geregelt.  
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Zu: Verkehrskonzept 

Aufgrund der zusätzlich zu erwartenden Verkehre, resultierend aus den Zielen der Planung des vorliegenden 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum" sowie 

der benachbarten Planung zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ ist auch durch eine künftige 

Signalisierung des Knotenpunktes Pallottistraße / Gymnasiumstraße (L 113) / Vor dem Voigtstor (L 113) keine 

wesentliche Verbesserung des Verkehrsflusses in den kritischen Spitzenstunden erreichbar. Durch die angestrebte 

Signalisierung des Knotenpunktes wird jedoch technisch steuernd Einfluss auf die möglichen 

Rückstauentwicklungen von Seiten der Pallottistraße und der Gymnasiumstraße auf die Straße Vor dem Voigtstor 

(L 113) sowie von der Straße Vor dem Voigtstor in die Pallottistraße genommen, so dass vor dem Hintergrund der 

vorhabenunabhängigen allgemeinen Zunahme des Verkehrs im Innenstadtbereich als auch durch den Einfluss der 

verkehrlichen Entwicklungen, resultierend aus den Zielen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach 

Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum" sowie des benachbarten Bebauungsplans Rheinbach Nr. 

68 „Pallottistraße“ hierbei das verkehrliche Zu- und Abflussgeschehen im Bereich des Knotenpunktes entsprechend 

technisch vertretbar umsetzbar ist.  

 

Der Einwand des Petenten, die Verwaltung wolle mit der Schaffung einer Engstelle einen Umstieg vom 

motorisierten Individualverkehr auf andere Verkehrsträger erzwingen, ist nicht zutreffend. Die verkehrlichen 

Untersuchungen zeigen lediglich, dass die Straßen innerhalb der Rheinbacher Kernstadt aufgrund der 

vorhandenen Stadtstruktur nicht so ausgebaut werden können, dass jeder individuelle Mobilitätswunsch jederzeit 

ohne Einschränkungen erfüllt werden kann. Dies betrifft nicht ausschließlich das vorliegende Planvorhaben, 

sondern alle Stadtbewohner und -nutzer. Der Einwand lässt weiter außer Acht, dass sich ein großer Teil der 

medizinischen Angebote des in Rede stehenden Vorhabens nicht ausschließlich an akut erkrankte Patientinnen 

und Patienten richtet, sondern auch der langfristigen Förderung und Entwicklung der Heranwachsenden dient 

(Logopädie, Kieferorthopädie, Physiotherapie, Ernährungsberatung u.a.). Eine Anfahrt mit dem Pkw ist demnach 

nicht zwingend zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Vielmehr eröffnet der geplante innerstädtische Standort die 

Möglichkeit der Erreichbarkeit im Sinne des Fuß- und Radverkehrs sowie mit dem ÖPNV. Hierfür werden auf 

Grundlage der vorliegenden Planung mittels der geplanten Fuß- und Radwege sowie der Schaffung sicherer 

ebenerdiger und überdachter Fahrradabstellanlagen die entsprechenden Voraussetzungen geschaffen.  

 

Den Anregungen der mit Schreiben vom 09.12.2019 eingegangenen Stellungnahme A 1.03 hinsichtlich der 

Aufrechterhaltung der Sichtbeziehung zum Hexenturm, der Reduktion des Baukörpers, zur möglichen 

Wirkung der geplanten Dachform im Vergleich zu anderen Dachformen, dem Verhältnis des geplanten 

Maßes der baulichen Nutzung zum Maß der baulichen Nutzung der westlich angrenzenden 

Bestandsnutzungen, zur möglichen Verkehrszunahme im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen 

Bungert sowie zum Verkehrskonzept wird nicht gefolgt.  Die sonstigen Darstellungen der mit Schreiben 

vom 09.12.2019 eingegangenen Stellungnahme A 1.03 werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

A 1.04 Einwender 4 

Hier: Schreiben vom 10.12.2019 
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Beschlussentwurf zu A 1.04: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.12.2019 eingegangene Stellungnahme 

A 1.04 wie folgt zu entscheiden: 

Zu: Lärmaktionsplan 

Die Darstellung einer, bezogen auf das vorliegende Plangebiet, im Vergleich zu einer möglichen vorwiegenden 

Wohnnutzung vorhabenbedingt erhöhten Verkehrsentwicklung im Bereich der Pallottistraße ist nicht vollständig 

auszuschließen, da die geplanten Nutzungen im Rahmen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans eine 

entsprechend höhere Verkehrsentwicklung nach sich ziehen können. Dem ist jedoch die um die Aufgabe der 

Schulnutzung in der Pallottistraße reduzierte Verkehrsentwicklung sowie die im Verkehrsgutachten zum 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „ Jugendmedizinisches Zentrum“ (Büro PTV Transport 

Consult GmbH, Stand 08 / 2019) nachgewiesene Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes Pallottistraße / Vor dem 

Voigtstor (L 113) / Gymnasiumstraße (L 113) unter Voraussetzung der entsprechenden verkehrlichen Ertüchtigung 

entgegenzuhalten. Die Ziele und Zwecke der geplanten Ansiedlung sind der Begründung zum Bebauungsplan zu 

entnehmen. In der Abwägung der unterschiedlichen Belange wird demnach, in Anbetracht des geplanten 

Nutzungscharakters und der stadträumlich integrierten Lage des Vorhabens, unter Voraussetzung der verkehrlich 

verträglichen Integration, hierbei der Vorrang eingeräumt.  

 

Der Lärmaktionsplan der Stadt Rheinbach, Stufe 3, befindet sich derzeit parallel in der Erarbeitung. Bei den 

Maßnahmen für den Straßenabschnitt der Landesstraßen L 113 Vor dem Voigtstor / Koblenzer Straße (L 158) 

sollen auch die verkehrslärmbezogenen Maßnahmen Berücksichtigung finden und somit Gegenstand des 

Handlungsrahmens der Verwaltung werden.  

 

Zu: Sorgfalt und Qualität des Verkehsgutachtens  

Der Einwand in Bezug auf den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist nur insoweit richtig, als das das Baurecht 

des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ nicht formal nach § 12 BauGB an eine 

Durchführungsverpflichtung gebunden werden soll. Inhaltlich liegt dem Plan jedoch das konkrete Vorhaben der 

Grundstückseigentümer nach dem Ergebnis des durchgeführten städtebaulichen Wettbewerbs zu Grunde. Die 

sonstigen Pflichten der Grundstückseigentümer werden durch öffentlich- rechtliche Verträge zwischen der Stadt 

Rheinbach und den Grundstückseigentümern vereinbart. Aus Sicht des Gutachters kann dem Bebauungsplan auch 

deshalb grundsätzlich ein gewisser Vorhabenbezug zugeordnet werden, da die Eingangsdaten des 

Verkehrsgutachtens unmittelbar aus der Planung des städtebaulichen Wettbewerbs gewonnen und hierdurch mit 

präzieseren Zahlen hinterlegt werden konnten, als aus der Annahme eines allgemeinen Baurechts. Weder die 

redaktionelle Bezeichnung als vorhabenbezogener Bebauungsplan noch ein über mehrere Grafiküberschriften 

kopierter Tippfehler stützen eine Kritik an Inhalt und Aussage des vorliegenden Verkehrsgutachtens. Unabhängig 

davon werden die dahingehenden Anmerkungen des Petenten in den Unterlagen des Bebauungsplans Rheinbach 

Nr. 68 „Pallottistraße“, im Vorfeld der geplanten Offenlage des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“, 

redaktionell angepasst.  

 

Zu: Integriertes Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“ und Verkehrsflusssimulation 

Im Integrierten Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“ wird kein zu erfüllender Umfang der Mikrosimulation in 

den Verkehrsuntersuchungen definiert. Dennoch sind die vom Einwender genannten Kriterien in der vorliegenden 

Mikrosimulation erfüllt. Die im Rahmen des Verkehrsgutachtens erstellte Mikrosimulation dient dabei der 

Bewertung der Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes Pallottistraße / Gymnasiumstraße / Vor dem Voigtstor (L 

113). Die Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes unterliegt dabei nicht nur dem Kfz-Verkehrsaufkommen als 

Kriterium, sondern auch dem Querungsbedarf der Fußgänger. Der Querungsbedarf der Fußgänger auf Höhe der 

Gymnasiumstraße, im Bereich der Löherstraße sowie auf Höhe der Schützenstraße wurden in der Simulation der 

Realität entsprechend durch Lichtsignalanlagen abgebildet. 
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Zu: Verkehrsgutachten zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 39  

Der Bebauungsplan Rheinbach Nr. 39 „Bungert“ ist am 31.08.2010 in Kraft getreten. Im Nachgang beschloss der 

Orden der Pallottiner, den vorhandenen Schulbetrieb im Bereich der Pallottistraße einzustellen. Die 

verkehrstechnische Empfehlung einer Verkehrsreduzierung im Rahmen des damaligen Gutachtens berücksichtigte 

den vorhandenen Schulbetrieb und ist nach der Nutzungsaufgabe des Schulbetriebes gegenüber der Möglichkeit 

und Notwendigkeit, die innerörtliche Nachverdichtung mit innenstadtrelevanten Nutzungen im Bereich der 

Kernstadt zu entwickeln, abzuwägen. Die Empfehlung des damaligen Gutachtens wurden nicht ignoriert, aber 

angesichts veränderter Rahmenbedingungen und Zielsetzungen einer auf die derzeitige Situation hin orientierten 

Bewertung und Gewichtung unterzogen. Die grundlegenden Zielvorstellungen zur Nachnutzung der freigezogenen 

Flächen wurden in dem vom Rat der Stadt Rheinbach beschlossenen Integrierten Handlungskonzeptes 

„Masterplan Innenstadt“ aufgenommen sowie im nachgelagerten städtebaulichen Konzept und dem darauf 

aufbauenden Rahmenplan zielgerichtet weiterentwickelt.  

 

Zu: Verkehrszunahme im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Bungert / Standort des Vorhabens in 

Abhängigkeit des Park-Suchverkehrs 

Die Kernstadt Rheinbach fasst bereits eine Vielzahl von Angeboten innerhalb eines kompakten Siedlungskörpers 

zusammen. Die daraus resultierenden kurzen Wege zwischen den verschiedenen Zielen gelten auch für 

diejenigen, die die Kernstadt mit dem eigenen Pkw anfahren, so dass sich ein Umparken innerhalb Rheinbachs 

sehr oft nicht lohnt. Die Wahl des Standortes an der Pallottistraße für das geplante Jugendmedizinische Zentrum 

folgt diesem Konzept und ist auch unter verkehrlichen Aspekten sinnvoll. Eine mögliche Nutzung des Parkplatzes 

im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen Bungert durch einen Teil der künftigen Besucherinnen und Besucher 

des geplanten Jugendmedizinischen Zentrums bedeutet nicht zwangsläufig eine höhere Frequenz 

(Stellplatzwechsel) innerhalb der öffentlichen Parkplatzflächen in diesem Bereich, da mit dem Planvorhaben keine 

weitere Herstellung der für das Planvorhaben erforderlichen Stellplatzflächen in diesem Bereich bewirkt wird. 

Insofern steht die vorhandene Kapazität des öffentlichen Stellplatzangebotes der gesamten Öffentlichkeit weiterhin 

unabhängig vom jeweiligen Ziel uneingeschränkt zur Verfügung. Grundsätzlich können die künftigen Nutzerinnen 

und Nutzer des geplanten Jugendmedizinischen Zentrums planungsrechtlich jedoch nicht dazu verpflichtet werden, 

ausschließlich die vom Vorhabenträger herzustellenden Stellplätze innerhalb des Plangebiets zu nutzen. Der 

innerörtliche Standort des Vorhabens mit unmittelbarem räumlichen Bezug zu den Geschäftslagen der 

Rheinbacher Kernstadt ist jedoch gerade aufgrund des Verbundes der verschiedenen öffentlichen Parkplätze im 

Kernstadtbereich und der privaten Stellplatzanlagen sinnvoll und geeignet, Umweg- und Mehrfachfahrten durch die 

Kombination von Aktivitäten und Erledigungen zu vermeiden. Mit dem Planvorhaben soll dieser Verbund 

gleichzeitig weiter gestärkt werden, um so zu einer Verringerung möglicher zusätzlicher Fahrten mit vermehrtem 

Parkplatzwechsel beizutragen. 

 

Unabhängig davon ist der für das Planvorhaben notwendige Stellplatzbedarf innerhalb der künftig privaten 

Grundstücksflächen des vorliegenden Plangebiets unterzubringen. Die verkehrliche Erreichbarkeit erfolgt 

ausschließlich über die Pallottistraße. Mit der geplanten Tiefgarage auf den Grundstücksflächen des Vorhabens 

wird der Schaffung des bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplatzbedarfs Rechnung getragen. Dieses 

Stellplatzangebot kann während der Warte- und Behandlungszeiten durch Begleitpersonen gleichzeitig für 

mögliche Erledigungen genutzt werden, ohne dass dafür eine Inanspruchnahme öffentlicher Stellplätze durch einen 

weiteren Stellplatzwechsel notwendig wird.  

 

Mit dem geplanten Fuß- und Radweg zwischen den Parkplatzflächen und der Pallottistraße soll lediglich die 

fußläufige Anbindung zwischen dem sog. Pallottiareal und den vorhandenen öffentlichen Stellplatzflächen im 

Bereich der Straße Bungert sowie weiterführend dem Stadtzentrum attraktiviert werden. Eine verkehrliche 

Durchfahrt, die eine Verkehrszunahme zwischen den Parkplatzflächen und der Pallottistraße bewirken würde, wird 

planungsrechtlich ausgeschlossen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass bereits im Rahmen 
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des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 39 „Bungert“ fußläufige Verbindungen zwischen den öffentlichen 

Verkehrsflächen Bungert und Pallottistraße favorisiert werden. In der Begründung des Bebauungsplans, Stand 06 

/ 2010 wird auf Seite 10 hierzu ausgeführt:  

 

„….Eine fußläufige Verbindung zwischen Bungert und Pallottistraße ist jedoch allein schon im Hinblick auf die 

Schülerverkehre beabsichtigt. Vorgesehen ist, dass eine fußläufige Verbindung, unmittelbar südlich des 

Geltungsbereiches, nördlich des Turnhallenneubaus eingerichtet wird. Zusätzlich besteht perspektivisch die 

Möglichkeit, über die nicht überbaubare Grundstücksfläche, westlich des neuen Erschließungsstiches und nördlich 

des Parkplatzes Bungert, eine fußläufige Anbindung bereitzustellen. Die notwendigen Flächen wären im Rahmen 

eines Flächenankaufs zu erwerben.“ 

 

Diesem Ziel wird durch die vorliegende Planung Rechnung getragen. Die technische Ausbauplanung der 

planungsrechtlich festgesetzten Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Zweckbestimmung Fuß- und 

Radweg wird im Rahmen des zugehörigen Durchführungsvertrages zum Bebauungsplan verbindlich geregelt.  

 

Zu: Festsetzung einer Baumreihe im Bereich geplanter Fuß- und Radwege 

Die Festsetzung einer Baumreihe innerhalb der geplanten Fuß- und Radwege widerspricht den Anforderungen an 

die Leichtigkeit und Sicherheit des Fuß- und Radverkehrs. Die für das gesunde Wachstum und den dauerhaften 

Erhalt der Bäume notwendigen Baumscheiben würden die nutzbare Breite der Wege erheblich einschränken, so 

dass ein gefahrloser Begegnungsverkehr zwischen Fahrradfahrern und Fußgängern nur unter erschwerten 

Bedingungen möglich wären. Dies entspricht jedoch nicht dem Ziel der Förderung des nicht- motorisierten 

Individualverkehrs. Eine Nutzung durch Kraftfahrzeuge soll wirksam durch verkehrsregelnde Beschilderungen und 

Sperreinrichtungen unterbunden werden. Dies kann jedoch nicht auf planungsrechtlicher Ebene festgesetzt 

werden. Die entsprechenden verkehrsrechtlichen Einbauten und Beschilderungen werden daher im Rahmen der 

technischen Ausbauplanung auf der Ebene des Durchführungsvertrages zum Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan verbindlich geregelt.  

 

Zu: Umweltauswirkungen hier: Lärm- und Schadstoffbelastung / Schadstoffmessungen 

Kritische Belastungen bei Luftschadstoffen ergeben sich aus dem Zusammenwirken verschiedener Faktoren, wie 

u.a. den Bedingungen des Luftaustausches, der Topografie, der Bebauung, der Hintergrundbelastung und den 

Verkehrsmengen. Die zu dieser Frage eingeholte fachgutachterliche Stellungnahme des Büros Peutz Consult 

GmbH vom 17.04.2020 im Nachgang der Offenlage (siehe: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach 

Nr. 74 „Pallottistraße“ Jugendmedizinisches Zentrum, Stellungnahme zu den Auswirkungen auf die 

Luftschadstoffbelastungssituation, Bericht C 5254-1, Peutz Consult GmbH, Stand 17.04.2020, Druckdatum 

28.04.2020) kommt zu dem Ergebnis, dass trotz der relativen Steigerung der Verkehrsmenge und der Wartezeiten 

zu den Spitzenzeiten insbesondere im Bereich der Pallottistraße keine Grenzwerte für Luftschadstoffe überschritten 

werden. Hierzu wird fachgutacherlich im Einzelnen ausgeführt: 

 

„….. Die Pallottistraße mündet in die verkehrlich hoch belastete Straße „Vor dem Voigtstor“. Aufgrund der hohen 

hier herrschenden Emissionsdichte und der engen Straßengeometrie, welche zu einer Akkumulation der vom 

Verkehr ausgestoßenen Luftschadstoffe führt, liegen an dieser Stelle relativ hohe Luftschadstoffbelastungen vor. 

Hierfür sollte überprüft werden, ob die Realisierung des Vorhabens zu einer Erhöhung der 

Luftschadstoffbelastung in der Straße „Vor dem Voigtstor“ und zu Überschreitungen der in 

der 39. BImSchV genannten Grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) und Feinstaub (PM10 und 

PM2,5) führt. Die Abschätzung der Auswirkungen basiert hierbei auf der Grundlage einer detaillierten 

Immissionsprognose, die für den angrenzenden Bebauungsplan „Pallottiner Areal“ für den Prognosenullfall erstellt 

wurde. Die überschlägige Abschätzung der Luftschadstoffbelastung nach Realisierung des Jugendmedizinischen 

Zentrums verdeutlicht, dass die Luftschadstoffkonzentrationen im Umfeld des Planvorhabens nur geringfügig 
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ansteigen werden. Für NO2 wird eine maximale Zunahme von 0,4 µg/m³ berechnet. Mit einer maximalen NO2-

Konzentration von 36,4 µg/m³ wird der Grenzwert zum NO2-Jahresmittelwert von 40 µg/m³ weiterhin eingehalten. 

Für PM10 wird eine maximale Zunahme von 0,1 µg/m³ berechnet. Mit einer maximalen PM10-Konzentration von 

26,6 µg/m³ wird der Grenzwert zum PM10-Jahresmittelwert von 40 µg/m³ weiterhin eingehalten. Für PM2,5 kann 

keine signifikante Erhöhung der Konzentrationen nachgewiesen werden. Somit wird mit einer maximalen PM2,5-

Konzentration von 20,9 µg/m³ der Grenzwert zum PM2,5- Jahresmittelwert von 25 µg/m³ weiterhin eingehalten. Da 

die Abschätzung der Auswirkungen des Planvorhabens auf Grundlage der höchstbelasteten Immissionsorte 

durchgeführt wurde, können Überschreitungen der Grenzwerte der 39. BImSchV im gesamten Umfeld des 

Planvorhabens ausgeschlossen werden.“ 

 

Die detaillierte Herleitung der Ergebnisse ist der o.g. fachgutachterlichen Stellungnahme zu entnehmen. Die 

zusätzliche Belastung durch den Zu- und Abfahrtsverkehr, bezogen auf das Jugendmedizinische Zentrum, ist 

demnach als verträglich anzusehen, da die entsprechenden Grenzwerte eingehalten werden. Insofern wird der 

Anregung des Petenten grundsätzlich Rechnung getragen, die Planung hinsichtlich der Verträglichkeit in Bezug 

auf mögliche Schadstoffbelastungen bzw. -übertretungen hin zu prüfen.  

 

Aufgrund der vorhandenen verkehrlichen Situation ohne Berücksichtigung der Inhalte des Vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum –„ ergeben sich am 

Knotenpunkt Pallottistraße / Vor dem Voigtstor (L 113) / Gymnasiumstraße (L 113) gemäß der Auswertung der 

Umgebungslärmkartierung des LANUV NRW (Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes 

Nordrhein-Westfalen) Immissionsbelastungen von derzeit 70 > 75 db(A) tags und 60 > 65 db(A) nachts. Damit 

werden die einzuhaltenden Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (Bundesimmissionsschutzverordnung) bereits 

ohne die Realsierung des Jugendmedizinischen Zentrums überschritten. Um die genauen lärmtechnischen 

Auswirkungen des Vorhabens zu ermitteln, wurde im Nachgang der Offenlage eine fachgutachterliche 

Stellungnahme zur Bewertung der möglichen schalltechnischen Auswirkungen im Bereich des Knotenpunktes 

Pallottistraße / Vor dem Voigtstor / Gymnasiumstraße, bezogen auf den vorhabendingt ausgelösten Mehrverkehr, 

eingeholt. Die fachgutachterliche Stellungnahme des Büros ISRW Dr. –Ing. Klapdor GmbH vom 28.04.2020 (siehe: 

Fachgutachterliche Stellungnahme, Objekt: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 - 

Jugendmedizinisches Zentrum -, Stand 28.04.2020) kommt zu dem Ergebnis, dass sich keine wahrnehmbare bzw. 

feststellbare Erhöhung der Schallimmissionen durch die vorhabenbedingte Erhöhung der Verkehrsmenge ergibt. 

Dazu wird fachgutacherlich u.a. ausgeführt: 

 

„…Hierzu sind die relevanten Veränderungen der Verkehrsmengen wesentlich und zu beachten, welche aus den 

vorliegenden Untersuchungen / Angaben des Ingenieurbüros PTV Transport Consult GmbH vom 19.08.2019 sowie 

27.03.2020 abzuleiten sind. Gemäß den v.g. Unterlagen ist für das jugendmedizinische Zentrum mit einem 

täglichen Zusatzverkehr von 379 KfZ Fahrten im relevanten Knotenpunkt als „worst-case-Szenario“ auszugehen, 

welche sich zu 68 % über die Koblenzer Straße östlich der Pallottistrasse und zu 32 % über die Strasse „Vor dem 

Voigtstor“ westlich der Pallottistrasse verteilen. Demnach ergeben sich nachfolgende Verhältnisse für die beiden 

Untersuchungsvarianten unter Verwendung der anzusetzenden Berechnungsvorgaben (siehe u.a. RLS-90): 
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Bewertung 

Rein rechnerisch ist somit für das „worst-case-Szenario“ an den relevanten Immissionspunkten mit einer Erhöhung 

von 0,03 bzw. 0,06 dB der Schallimmissionen zu rechnen. Eine subjektive Wahrnehmung der rechnerisch 

ermittelten Unterschiede ist physiologisch nicht möglich; hierzu sind die Änderungen zu gering. Auch 

messtechnisch wird aufgrund der unvermeidlichen und zulässigen Messtoleranz kein Unterschied feststellbar sein. 

 

Schlussbemerkung 

Aus Sicht der Unterzeichner wird sich keine wahrnehmbare bzw. feststellbare Erhöhung durch die Erhöhung der 

Verkehrsmenge ergeben. Maßgeblich hierfür ist aus sachverständiger Sicht das hierfür bereits vorhandene 

maßgebliche Verkehrsaufkommen in Relation zu der zu berücksichtigenden Erhöhung der Verkehrsmenge.“ 

 

Die rechnerisch ermittelten verkehrslärmbezogenen Immissionen durch den Zu- und Abfahrtsverkehr, bezogen auf 

das Jugendmedizinische Zentrum, führen damit nicht zu einer weiteren Beeinträchtigung der vorhandenen  

örtlichen Verhältnisse. Unabhängig davon ist es jedoch das Ziel der Stadt Rheinbach, grundsätzlich für die von 

Verkehrslärm unzumutbar beeinträchtigten Siedlungsbereiche Maßnahmen zu definieren, die eine Minderung der 

Verkehrslärmerzeugung und der damit verbundenen lärmtechnischen Auswirkungen bewirken sollen. In diesem 

Zusammenhang wird auf die anstehende Erarbeitung des Lärmaktionsplans, Stufe 3, sowie auf die Erarbeitung 

des Integrierten Verkehrsentwicklungsplans (VEP) hingewiesen. Insofern wird auch hierbei der Anregung des 

Petenten grundsätzlich Rechnung getragen, die Planung hinsichtlich der Verträglichkeit in Bezug auf mögliche 

Lärmbeeinträchtigungen hin zu prüfen. 

 

Zu: Standortwahl des Vorhabens 

Die nutzungsorientierte Entwicklung des Vorhabens sowie die weitere Wohnbauentwicklung östlich der 

Pallottistraße folgt dem Leitgedanken einer Stadt der kurzen Wege, die als wesentlicher Baustein für eine 

Reduktion der innerörtlichen Mobilität gilt. Eine verkehrssparsame Siedlungsentwicklung bedeutet in erster Linie 

nicht, Verkehr mit dem privaten Pkw zu unterbinden, sondern die Zahl und die Länge notwendiger Wege zu 

verringern sowie eine Infrastruktur zu schaffen, mittels derer reduzierte Wege zu Fuß, mit dem Rad und mit dem 

öffentlichen Nahverkehr zurückgelegt werden können. Wenngleich die geplanten Ansiedlungen entlang der 

Pallottistraße weiteren Kraftfahrzeugverkehr auslösen, wäre die Standortwahl außerhalb des bestehenden 

Siedlungskörpers in Bezug auf das Ziel einer allgemeinen Verkehrsreduktion die weniger geeignete Maßnahme 

und Strategie, da sich durch dezentrale Lagen Wegelängen ggf. erhöhen und die Erforderlichkeit der Nutzung des 

Pkw aufgrund nicht vollständig ausreichender Angebote hinsichtlich des ÖPNV sowie von Fuß- und 

Radweganbindungen wahrscheinlicher werden. 
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Bei der Alternativenprüfung wurden verschiedene Grundstücksflächen geprüft. In der Begründung zum 

Bebauungsplan wird jedoch nicht dargestellt, dass geeignetere Standorte für das Planvorhaben vorhanden seien. 

Als mögliche belastbare Alternative zum vorliegenden Standort konnten lediglich die Flächen des vorhandenen 

Krankenhauses im Bereich der Grabenstraße identifiziert werden. Die Grundstücksflächen werden jedoch derzeit 

baulich genutzt und stehen nicht zum Verkauf oder zur Verpachtung an. Andere fiktive dezentrale Standorte wurden 

verworfen, da sich diese nicht in einer städtebaulich integrierten Lage und somit für den nicht motorisierten 

Individualverkehr in keiner erreichbaren Lage befinden.  

 

Ein Standort östlich der Pallottistraße im Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 

Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ stellt aus Sicht der Verwaltung im Vergleich zum derzeitigen Plangebiet keine 

geeignetere Alternative dar. Das Vorhaben würde weiter von den Geschäftslagen der Kernstadt entfernt errichtet 

werden, ohne dass hierdurch grundsätzlich andere Verkehrswege beaufschlagt würden. Zusätzlich wäre eine 

geeignete Nutzung für die Flächen des vorliegenden Plangebiets zu identifizieren, welche zwischen der 

bestehenden Wohnbebauung und den benachbarten Turnhallen einschließlich potentieller 

Lärmbeeinträchtigungen durch den Sport- und Veranstaltungsbetrieb vermittelt. Unabhängig davon wäre auch für 

eine Alternativnutzung des Plangebiets die Entstehung einer vorhabenbedingten Verkehrsentwicklung zu 

berücksichtigen.  

 

Zu: verkehrlicher Verträglichkeit des Vorhabens  

Die Stellungnahme des Petenten bezieht sich gleichermaßen auf den Bebauungsplan Rheinbach Nr. 68 

„Pallottistraße“ und den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - 

Jugendmedizinisches Zentrum“. Der Vergleich der Knotenbelastungen an der Straße Vor dem Voigtstor (L 113) 

und der Straße Stadtpark ist dem Verkehrsgutachten zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ 

entnommen. Der auf den Vergleich aufgebaute Vorschlag, Verkehrsmengen aus den geplanten Vorhaben stärker 

nach Süden in Richtung Stadtpark zu verteilen, stellt für das geplante Jugendmedizinische Zentrum keine sinnvolle 

Option dar. Das zur Verfügung stehende Grundstück der ehemaligen Gärtnerei des Pallottinerordens befindet sich 

im Zufahrtsbereich des sog. „Pallottiareals“ westlich der Pallottistraße. Die unmittelbare verkehrliche Anbindung 

der Grundstücksflächen an den verkehrlichen Knotenpunkt Neugartenstraße / Stadtpark ist bereits derzeit nicht 

möglich und soll auch zukünftig ausgeschlossen werden, um Fremd- und Schleichverkehre, bezogen auf das 

Gesamtgebiet einschließlich dem sog. „Pallottiareal“ und den in Rede stehenden Grundstücksflächen, 

auszuschließen. Diese verkehrliche Grundstruktur war bereits Gegenstand des Integrierten Handlungskonzeptes 

„Masterplan Innenstadt“. Die verkehrliche Erschließung des vorliegenden Vorhabens soll demnach ausschließlich 

von Seiten der Pallottistraße erfolgen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der zusätzlich durch das Vorhaben des 

geplanten Jugendmedizienischen Zentrums erzeugte Anteil des Verkehrs am insgesamt prognostizierten 

Gesamtaufkommen deutlich geringer ist und keine umfassende Verkehrslenkung und Verlagerung des Verkehrs 

in die Wohngebiete südlich des sog. „Pallottiareals“ erfordert. Mit der Anbindung an die Landesstraße L113 (Vor 

dem Voigtstor) ist das geplante Jugendmedizinische Zentrum auf kurzem Weg an das klassifizierte Straßennetz 

angebunden. Dies ist, da es sich im Gegensatz zu den geplanten Nutzungen im Bereich des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ hierbei fast ausschließlich um Zielverkehre handelt, sinnvoll. 

 

Aufgrund der zusätzlich zu erwartenden Verkehre, resultierend aus den Zielen der Planung des vorliegenden 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum" sowie 

der benachbarten Planung zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ ist auch durch eine künftige 

Signalisierung des Knotenpunktes Pallottistraße / Gymnasiumstraße (L 113) / Vor dem Voigtstor (L 113) keine 

wesentliche Verbesserung des Verkehrsflusses in den kritischen Spitzenstunden erreichbar. Durch die angestrebte 

Signalisierung des Knotenpunktes wird jedoch technisch steuernd Einfluss auf die möglichen 

Rückstauentwicklungen von Seiten der Pallottistraße und der Gymnasiumstraße auf die Straße Vor dem Voigtstor 

(L 113) sowie von der Straße Vor dem Voigtstor in die Pallottistraße genommen, so dass vor dem Hintergrund der 
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vorhabenunabhängigen allgemeinen Zunahme des Verkehrs im Innenstadtbereich als auch durch den Einfluss der 

verkehrlichen Entwicklungen, resultierend aus den Zielen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach 

Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum" sowie des benachbarten Bebauungsplans Rheinbach Nr. 

68 „Pallottistraße“ hierbei das verkehrliche Zu- und Abflussgeschehen im Bereich des Knotenpunktes entsprechend 

technisch vertretbar umsetzbar ist.  

 

Die Straße Vor dem Voigtstor ist als Landesstraße L113 Teil des Landesstraßennetzes. Die als Landesstraßen 

klassifizierten Straßen verbinden die Städte und Gemeinden untereinander sowie diese mit dem übergeordneten 

Bundesstraßen- und Autobahnnetz. Der direkte Anschluss der Pallottistraße an das überörtliche Straßennetz ist 

sinnvoll und verkehrstechnisch machbar. Eine Ableitung des Verkehrs durch die Wohngebiete südlich des sog. 

„Pallottiiareals“ stellt auch deshalb keine sinnvolle Alternative dar, weil die Ortsumgehung im Zuge der 

Bundesstraße B 266 nördlich der Rheinbacher Kernstadt verläuft und eine vergleichbar leistungsfähige Straße im 

Süden nicht vorhanden ist. Die Inanspruchnahme der Straße Vor dem Voigtstor ist damit nicht willkürlich, sondern 

erfolgt schlüssig in Bezug auf den Aufbau des vorhandenen Straßennetzes und die Stadtstruktur mit den 

Baugebieten entlang der einzelnen untereinander abgestuften Verkehrswege. 

 

Zu: Maßnahmen zur Entlastung der Innenstadt 

Die Stadt Rheinbach hat in der Vergangenheit bereits Maßnahmen zur Verkehrslenkung, zur 

Parkraumbewirtschaftung und zur Förderung der nicht motorisierten Mobilität unternommen. Ziel hierbei war eine 

Entlastung des Kernstadtbereiches hinsichtlich des Pkw-Verkehrs. Gleichzeitig ist jedoch stadtintern über den 

Zeitraum der letzten 20 Jahre ein Bevölkerungswachstum um ca. 4.000 Einwohner sowie eine weitere 

Siedlungsentwicklung im Wohn- und Gewerbeflächenbereich zu verzeichnen. Zu dieser Entwicklung tritt eine 

allgemeine Zunahme der in NRW zugelassenen Pkw um 10 % und eine in etwa ebenso große Steigerung der 

gefahrenen Personenkilometer in diesem Zeitraum hinzu. Die bisher erfolgten Entlastungen der Kernstadt werden 

demnach teilweise durch die weiter zunehmende Mobilitätsnachfrage nivelliert. Angesichts der von der Stadt 

Rheinbach anerkannten Notwendigkeit zur weiteren Auseinandersetzung mit den verkehrlichen Belangen im 

Kernstadtbereich soll die langfristige Verkehrslenkung im Rahmen des aufzustellenden integrierten 

Verkehrsentwicklungsplans (VEP) behandelt werden. Der VEP soll verkehrsarten- und verkehrsmittelübergreifend 

alle Belange betrachten und ein Leitbild für die künftige Entwicklung im Bereich Verkehr abbilden. Gegenwärtig 

sind jedoch weiterhin für alle Bauvorhaben Kfz- Stellplätze entsprechend dem Bedarf nachzuweisen. Auch bei 

einem vergleichsweise günstigen Modal-Split für die Stadt Rheinbach werden immer noch knapp über 50 % der 

Wege mit dem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt. Eine Erreichbarkeit des Vorhabens mit dem privaten 

Kraftfahrzeug wird daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt als unabdingbar angesehen. 

 

Mit der Entwicklung der Bauleitpläne Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum", Rheinbach 

Nr. 68 „Pallottiareal“ und Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung für den Bereich Leberstraße, 

Kettelerstraße, Keramikerstraße und Aachener Straße wird im Kernstadtbereich eine Stadtentwicklung ermöglicht, 

welche die vorhandenen und geplanten Wohnnutzungen, die bestehenden Einzelhandels- und 

Dienstleistungsnutzungen sowie vorhandene und künftige Kultur- und Freizeitangebote weiter miteinander 

verknüpft, so dass sich diese Bereiche in ihrer Attraktivität und Zukunftssicherheit gegenseitig verstärken. Die 

Entstehung insbesondere von Wohnbauflächen in der Rheinbacher Kernstadt entspricht dem Ziel der „Stadt der 

kurzen Wege“, da sich hier auch die wesentlichen Infrastrktureinrichtungen befinden. Eine losgelöste Ableitung der 

zukünftigen Bebauung und weiteren Stadtentwicklung allein aus der Verkehrsmenge und dem gegenwärtigen 

Verkehrsverhalten heraus ist dabei nicht zielführend. Unabhängig davon sollen mittels der Aufstellung des 

integrierten Verkehrsentwicklungsplans (VEP) die langfristige Verkehrslenkung verkehrsarten- und 

verkehrsmittelübergreifend in der Kernstadt erarbeitet sowie mittels des Lärmaktionsplans, Stufe 3, mögliche 

Defizite in Hinblick auf die bestehenden Lärmauswirkungen herausgearbeitet und entsprechend behandelt werden, 
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um so den vorhandenen und künftigen Anforderungen, die sich aus verkehrlicher Sicht heraus ergeben, in der 

Stadtentwicklung entsprechend Rechnung zu tragen.  

 

Den Anregungen der mit Schreiben vom 10.12.2019 eingegangenen Stellungnahme A 1.04 hinsichtlich der 
Änderung der Verkehrsverteilung, der Wahl eines anderen Vorhabenstandortes und der Durchführung 
weiterer Untersuchungen in Bezug auf eine verträgliche Verkehrsmenge wird nicht gefolgt. Der Anregung 
zur Untersuchung möglicher vorhabenbedingter Mehrbelastungen in Hinblick auf Luftschadstoffe und 
Verkehrslärm wurde mittels Einholung fachgutachterlicher Stellungnahmen im Nachgang der Offenlage 
gefolgt. Die redaktionellen Anmerkungen hinsichtlich des Titels des Verkehrsgutachtens und eines 
Tippfehlers im Verkehrsgutachten zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ werden im 
Vorfeld der geplanten Offenlage dieses Bebauungsplans redaktionell angepasst. Die sonstigen 
Darstellungen der mit Schreiben vom 10.12.2019 eingegangenen Stellungnahme A 1.04 werden zur 
Kenntnis genommen. 
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B) Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB  

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs nachfolgende 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu 
entscheiden ist. 
 

B 1.01 Stadt Meckenheim, FB 61 Stadtplanung, Liegenschaften,  Siebengebirgsring 4, 53340 

Meckenheim  

Hier: Schreiben vom 05.12.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.01: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.12.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.01 wie folgt zu entscheiden: 
 
Seitens der Stadt Meckenheim werden zum Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, keine 
Einwendungen erhoben. Die Belange der Stadt Meckenheim sind nicht betroffen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.12.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.01 der Stadt Meckenheim ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.02 PLEDOC GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen  

Hier: Schreiben vom 21.11.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.02: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.02 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der von der PLEDOC GmbH vertretenen Leitungsträger sind nicht betroffen. Eine Erweiterung des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplansentwurfs, Fassung zur Offenlage, ist im Nachgang der Offenlage nicht 
vorgesehen. Eine weitere Beteiligung des Unternehmens im Zuge des Planverfahrens ist daher nicht erforderlich.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.02 der PLEDOC GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.03 RSAG AöR, Qualitätssicherung, Pleiser Hecke 4, 53721 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 18.11.2019 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.03: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.03 wie folgt zu entscheiden: 
 
In Bezug auf die Abfallentsorgung werden zum Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, keine 
Bedenken erhoben. Der Verweis auf die sicherheitstechnischen Anforderungen wird zur Kenntnis genommen und 
bei der Erschließungsplanung mit beachtet. 
 
Der Verweis auf die sicherheitstechnischen Anforderungen gem. DGUV-Information 214 - 033 wird bei der 
Erschließungsplanung mit beachtet. Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme der mit Schreiben vom 
18.11.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.03 der RSAG werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.04 Polizeipräsidium Bonn, Postfach 2838, 53018 Bonn 

Hier: Schreiben vom 04.12.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.04: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.12.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.04 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, wurde bereits unter Hinweise, Punkt 5. 
Schutz vor Einbruch, auf die Möglichkeit der kostenlosen Beratungsmöglichkeit durch die Polizei in Hinblick auf die 
städtebauliche Kriminalprävention hingewiesen. Der vorhandene Hinweis wird jedoch entsprechend der textlichen 
Anregungen der Stellungnahme umbenannt, inhaltlich ergänzt und aktualisiert. 
 
 
Der vorhandene Hinweis im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans unter Punkt 5, Schutz vor 
Einbruch, wird umbenannt und inhaltlich ergänzt bzw. aktualisiert. Die sonstigen Darstellungen der mit 
Schreiben vom 04.12.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.04 des Polizeipräsidiums Bonn werden zur 
Kenntnis genommen. 
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B 1.05 Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehr – Integrierte Gesamtverkehrsplanung),  

Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln 

Hier: Schreiben vom 15.11.2019 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.05: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 15.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.05 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange des Dezernates 25 (Verkehr - Integrierte Gesamtverkehrsplanung) der Bezirksregierung Köln sind 
durch den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, nicht betroffen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 15.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.05 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehr - Integrierte 
Gesamtverkehrsplanung),  ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.06 Erftverband, Abteilung Recht, Am Erftverband 6, 50126 Bergheim 

Hier: Schreiben vom 06.12.2019 

 

Beschlussentwurf zu B 1.06: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.12.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.06 wie folgt zu entscheiden: 
 
Leitung, Messstellen und Anlagen des Erftverbandes sind durch den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur 
Offenlage, nicht betroffen. Seitens des Erftverbandes werden aus wasserwirtsschaftlicher Sicht keine Bedenken 
gegen die vorliegende Planung vorgebracht.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.12.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.06 des Erftverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.07 Tele Columbus Betriebs GmbH, Leitungsauskunft 

 Hier: Schreiben vom 12.11.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.07: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.07 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Tele Columbus Betriebs GmbH sind durch den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur 
Offenlage, nicht betroffen. Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans befinden sich keine 
Erdkabelleitungen des Unternehmens. Die Erschließung des Plangebiets wird zeitnah angestrebt. Unabhängig 
davon wird im Rahmen der technischen Ausbauplanung zur Erschließung eine separate Leitungsabfrage 
vorgenommen. 
 
Die Hinwiese über das Nichtvorhandensein von Anlagen von Kabelnetzbetreibern werden zur Kenntnis 
genommen. Über die mit Schreiben vom 12.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 1.07 der Tele 
Columbus Betriebs GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.08 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Fontainegraben 200, 53123 Bonn 

Hier: Schreiben vom 07.11.2019 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.08: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.08 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Bundeswehr werden durch den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, nicht 
beeinträchtigt. Auf Grundlage der planungsrechtlichen Festsetzungen können Gebäude mit einer Höhe von mehr 
als 30 m über dem natürlich anstehenden Gelände ausgeschlossen werden. Eine nochmalige Vorlage der 
Planunterlagen im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens im Anschluss an das Bauleitplanverfahren ist daher 
nicht erforderlich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.08 der Bundeswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.09 Polizei NRW, Direktion Verkehr/Führungsstelle, Königswinterer Straße 500, 53227 Bonn  

Hier: Schreiben vom 10.12.2019 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.09: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.12.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.09 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es werden seitens des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / FüSt - Verkehrsplanung, aus 
verkehrspolizeilicher Sicht keine Bedenken gegen den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, 
vorgebracht.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 10.12.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.09 der Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / FüSt – Verkehrsplanung ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.10 e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 28.11.2019 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.10: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 28.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.10 wie folgt zu entscheiden: 
 
Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befinden sich keine Anlagen des Unternehmens. Es werden 
daher keine Bedenken des Unternehmens gegen den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, 
vorgebracht. Der Hinweis zum möglichen Anschluss des Hochbauvorhabens im Plangebiet an das vorhandene 
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Gasversorgungsnetz in der „Pallottistraße“ wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
sind hierzu keine Festsetzungen vorgesehen bzw. möglich. 

 

Der Bebauungsplan wird als Vorhabenbezogener Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren unter Anwendung 
der §§ 12 i. V. m. 13 a Baugesetzbuch aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind 
im Zusammenhang mit den geplanten Nachverdichtungsmöglichkeiten auf Grundlage der Festsetzungen weiterhin 
keine externen oder internen ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen sind im Rahmen der Festsetzungen zum vorliegenden Planvorhaben nicht vorgesehen. 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 28.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.10 der e-regio ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.11 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 25.11.2019 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.11: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 25.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.11 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anlagen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind nicht betroffen. Es bestehen keine Bedenken gegen den 

Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 25.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.11 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.12 unitymedia NRW GmbH,  Zentrale Planung, Postfach 102028, 34020 Kassel 

Hier: Schreiben vom 28.11.2019 
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Stellungnahme des Unternehmens vom 26.03.2019 im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 

Behörden sowie der sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplanverfahren: 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.12: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 28.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.12 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es werden seitens des Unternehmens keine Einwände gegen Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur 
Offenlage, vorgebracht.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 28.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.12 der Unitymedia ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.13 Landesbetrieb Straßenbau, Abteilung Betrieb und Verkehr, Jülicher Ring 101-103, 53879 

Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 13.11.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.13: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.13 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Nachgang der Offenlage des vorliegenden Bebauungsplans soll von Seiten der Stadt Rheinbach mit dem 
Landesbetrieb Straßenbau. NRW als zuständigem Straßenbaulastträger eine Verwaltungsvereinbarung 
hinsichtlich des leistungsfähigen Umbaus des Knotenpunktes Vor dem Voigtstor (L113) / Gymnasiumstraße  (L113) 
/ Pallottistraße geschlossen werden. Hierdurch soll die notwendige rechtliche Grundlage für den erforderlichen 
verkehrlichen Ausbau der öffentlichen Verkehrsflächen im Bereich des Knotenpunktes geschaffen werden. Die 
Kosten des anstehenden Knotenpunktumbaus sollen dabei entsprechend den Ergebnissen des vorliegenden 
Verkehrsgutachtens gewichtet und den hinzutretenden verkehrswirksamen Nutzungen im Geltungsbereich der 
Bebauungspläne Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - Jugendmedizinisches 
Zentrum“ und Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ zugeordnet werden. Zur Sicherung der jeweiligen Kostentragung 
werden von Seiten der Stadt Rheinbach mit den beteiligten Grundstückseigentümern entsprechende vertragliche 
Vereinbarungen geschlossen. Der Umbau des Knotenpunktes soll demnach zeitnah angestrebt werden.  
 
Der aufgezeigte Verzicht des Straßenbaulastträgers auf eine Ablöse der Mehrkosten der Unterhaltung wird von 
Seiten der Stadt Rheinbach begrüßt. Maßnahmen zum Schutz gegen Verkehrslärm der L113 sind innerhalb des 
Geltungsbereichs des vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - 
Jugendmedizinisches Zentrum“ nicht vorgesehen. 
 
Die Darstellungen der mit Schreiben vom 13.11.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.13 des 
Landesbetriebes Straßenbau NRW hinsichtlich der zu schließenden Verwaltungsvereinbarung zwischen 
dem Landesbetrieb Straßenbau NRW und der Stadt Rheinbach werden berücksichtigt. Nach Abschluss des 
vorliegenden Planverfahrens wird die Verwaltungsvereinbarung entsprechend geschlossen. Die sonstigen 
Darstellungen werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.14 Gemeinde Alfter, FG 4.2 Bodenmangement und Bauverwaltung, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 

Hier: Schreiben vom 25.11.2019 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.14: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 25.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange der Gemeinde Alfter werden durch Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage weiterhin 
nicht berührt. Anregungen oder Bedenken zur vorliegenden Planung werden nicht vorgebracht. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 25.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 der Gemeinde Alfter ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.15 Vodafone GmbH, Netzplanung, D2 Park 5, 40878 Ratingen 

Hier: Schreiben vom 25.11.2019 

 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.15: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 25.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.15 wie folgt zu entscheiden: 
 
Aufgrund der Darstellungen der Stellungnahme des Unternehmens ist weiterhin nicht von einer Betroffenheit von 
Anlagen des Unternehmens durch den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, auszugehen. Der 
Hinweis auf einen möglichen Netzausbau innerhalb des Plangebiets betrifft die Erschließungsplanung im 
Anschluss an das Bauleitplanverfahren.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 25.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.15 der Vodafone GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.16   Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg  

   Hier: Schreiben vom 26.11.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.16: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.11.2019 eingegangene Stellungnahme B 
1.16 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Belange des Unternehmens sind durch den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, weiterhin 
nicht betroffen. Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Geltungsbereichs des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Rheinbach Nr. 74 „ Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum“ ist im Nachgang der Offenlage 
nicht vorgesehen.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 26.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.16 der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.17 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, Fachbereich 

01.3, Postfach 1551, 53705 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 09.12.2019 
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Beschlussentwurf zu B 1.17: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.12.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.17 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: Natur-, Landschafts- und Artenschutz 
Im Nachgang der Offenlage fand am 04.04.2020 eine weitere artenschutzrechtliche Begehung des Plangebiets 
statt. In diesem Zusammenhang wurde das bereits vorliegende Fachgutachten ergänzt. Hierbei wurden neben 
redaktionellen Anpassungen auch die artbezogene Begründung hinsichtlich möglicher negativer Auswirkungen auf 
planungsrelevante Arten gemäß der Anregung der Stellungnahme erstellt (vgl. Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 „Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum“; Stadt Rheinbach, Hauptort, 
Artenschutzprüfung, Stand 08.04.2020, Abschnitte Nr. 3.3, 5.1 und 5.2). Im Ergebnis der weiteren 
artenschutzrechtlichen Begehung und der inhaltlichen Ergänzung des Fachgutachtens ergaben sich jedoch keine 
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zusätzlichen Erkenntnisse, die einen erweiterten Festsetzungskatalog oder vorgezogene artenschutzrechtliche 
Maßnahmen erforderlich werden lassen. 
 
Zu: Umwelt und Naturschutz sowie Erneuerbare Energien 
Die Prüfung von baulichen Maßnahmen zur Sicherung der Baukörper gegen den Zutritt von oberflächig 
abfließenden Wasser im Falle von Starkregenereignissen erfolgt im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
mittels Prüfung duch die städtische Tiefbauabteilung im Anschluss an das vorliegende Bauleitplanverfahren.   
 
Im Rahmen der Vorhabenplanung wurden die Möglichkeiten zur Anpassung an den Klimawandel sowie 
Maßnahmen zur Begrenzung des Klimawandels untersucht. Der Verzicht auf oberirdische Stellplätze und die 
vorgeschriebene Begrünung der Tiefgarage sowie die Maßnahmen zu Förderung des nicht- motorisierten 
Individualverkehrs im Sinne der Herstellung von Fuß- und Radwegen zur weiteren Verdichtung und Vernetzung 
des vorhandenen innerstädtischen Fuß- und Radwegenetzes stellen hierbei geeignete Maßnahmen dar. Diese 
werden duch Festsetzungen im Bebauungsplan i.V.m. dem Abschluss des Durchführungsvertrages 
planungsrechtlich gesichert und über den Vorhabenplan konkretisiert. 
 
Gleichzeitig wurde über Über die Gebäudearchitektur wird eine Einpassung des Vorhabens in die nähere 
Umgebung und die Überleitung aus der bestehenden Baustruktur in das östlich angrenzend zu entwickelnde 
entwickelte Quartier im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Rheinbach Nr. 68 „Pallottistraße“ vorgenommen. 
Die hierzu entwickelte Dachlandschaft ist weder für eine Begrünung nicht noch für die Bestückung mit 
Solarmodulen geeignet. Vielmehr würden Grundsätzlich sind auch durch die Bestückung mit durch Addition von 
Solarmodulen neue stadtgestalterische Konflikte nicht auszuschließen ausgelöst, die mit der gewählten 
Dachgestaltung vermieden werden können. Dennoch sollen zugunsten des Einsatzes erneuerbarer Energien i. V. 
m. der Minderung des CO2 -Ausstoßes in Hinblick auf die Energiegewinnung des Gebäudes Photovoltaikanlagen 
in Ansatz gebracht werden. Dementsprechend sollen auf der Ebene des zugehörigen Durchführungsvertrages 
hierzu Regelungen aufgenommen werden, die die Stromerzeugung am Standort mittels Photovoltaikanlagen und 
somit die Installation dieser Anlagen sichern. Zudem werden auch Regelungen zum Einsatz erneuerbarer Energien 
in Hinblick auf die Deckung des Wärme- und Kältebedarfs des Gebäudes im zugehörigen Durchführungsvertrag 
des Vorhabens aufgenommen.   
 
Unabhängig davon wird In in Bezug auf die Energieeffizienz wird mittels der kompakten Gebäudeform und dem 
günstigen Verhältnis von Nutzfläche zur Fläche der Außenhülle eine energieeffiziente Wärmenutzung erreicht. Die 
Vorhabenplanung sieht bereits vor, dass eine sommerliche Temperierung des Gebäudes soweit sinnvoll möglich, 
grundwassergestützt erfolgt. Aufgrund des höheren Energieaufwandes für die Absenkung der Innentemperatur 
liegt in dieser Maßnahme auch ein Vielfaches an Einsparpotential für die Primärenergie und des damit verbundenen 
Ausstoßes von CO2. Auf die Möglichkeit einer zusätzlichen Vorgabe von Wärmeschutzstandards über die 
gesetzlichen Anforderungen hinaus kann daher verzichtet werden. Dies erfolgt auch vor dem Hintergrund der 
Bestrebungen, dass den zu erwartenden zukünftigen Entwicklungen in Hinblick auf die einzuhaltenden 
Energieeffizienzstandards bei Neubauten keine statischen Vorgaben durch den Bebauungsplan entgegengestellt 
werden sollen.  
 
Der Anregung der am 09.12.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.17 des Rhein-Sieg-Kreises, Referat 
Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, Fachbereich 01.3 zur ergänzenden Erstellung 
der artbezogenen Begründung in der Artenschutzprüfung wird gefolgt. Hierzu wurde die 
Artenschutzprüfung im Nachgang der Offenlage des Bebauungsplans dahingehend angepasst. Den 
Anregungen hinsichtlich des Einsatzes von Dach- oder Fassadenbegrünungen kann wird nicht gefolgt 
werden. Der Anregung zur Prüfung des Einsatzes erneuerbarer Energien zugunsten der Erzeugung von 
Wärme und Strom wird insofern gefolgt, als dass im zugehörigen Durchführungsvertrag Regelungen zum 
Einsatz erneuerbarer Energien in Hinblick auf die Deckung des Wärme- und Kältebedarfs des Gebäudes 
als auch auf die Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen aufgenommen werden. Die sonstigen 
Darstellungen der mit Schreiben vom 09.12.2019 eingegangenen Stellungnahme B 1.17 des Rhein-Sieg-
Kreises, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, Fachbereich 01.3 werden zur 
Kenntnis genommen.  
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B 1.18 Rhein-Sieg-Kreis, Brandschutzdienststelle, Amt 38.10, Postfach 1551, 53705 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 21.11.2019 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rheinbach Nr. 74 "Pallottistraße - Jugendmedizinisches Zentrum"  

 

Seite 63 von 71 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.18: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.11.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.18 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu 1:  
Die erforderliche Löschwassermenge von 96 m³ / h wird in einem Radius von 300 m bereitsgestellt. Die 
nächstgelegne Entnahmestelle ist in einer Entfernung von maximal 100 m vorhanden. 
 
Zu 2: 
Die Beschilderung gem. DIN 4066 ist bereits vorhanden. 
 
Zu 3: 
Die Prüfung hinsichtlich der baulichen Voraussetzungen betreffend der Sicherung des 2. Rettungsweges, der 
Sicherung ausreichend breiter Hauszugänge für den Rettungsfall sowie deren Kennzeichungspflicht sind 
Bestandteil des bauordnungsrechtlichen Prüfverfahrens im Rahmen der Baugenehmigung. Fesetzungen im 
Rahmen des Bebauungsplans sind hierzu nicht möglich. Die Einrichtung einer befahrbaren Feuerwehrzufahrt ist 
nicht erforderlich, da die baulichen Anlagen innerhalb eines Entfernungsradiuses von unter 50 m zu den 
angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen angeordnet werden sollen. Unabhängig davon wird die Prüfung zur 
Erforderlichkeit ebenfalls im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vorgenommen.   
 
Zu 4: 
Die Pallottistraße als die das Plangebiet erschließende öffentliche Verkehrsfläche ist in ihrem derzeitigen 
Ausbauzustand dazu geeignet, die für die Feuerwehr erforderliche Achslast abzubilden. Die verkehrlich konfliktfreie 
Erreichbarkeit für Rettungsfahrzeuge kann nach derzeitigem Sachstand gesichert werden. Im Zuge der 
anstehenden verkehrlichen Neuordnung der öffentlichen Verkehrsflächen werden die Vorgaben der Muster-
Richtlinie über die Flächen für die Feuerwehr, Stand Februar 2007, mit berücksichtigt. 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.18 des Rhein-Sieg-Kreises, der Landrat, Siegburg, Amt 38.10 - Bevölkerungsschutz - 
Brandschutzdienstelle - ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.19 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, Gartenstraße 11, 

50765 Köln 

Hier: Schreiben vom 06.12.2019 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.19: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.12.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.19 wie folgt zu entscheiden: 
 
Von Seiten der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, werden keine 
Bedenken gegen den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur Offenlage, vorgebracht.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.12.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.19 der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.20 Landesbetrieb Wald und Holz, Nordrhein-Westfalen, Regionalforstamt Rhein-Sieg, Flerzheimer 

Allee 15, 53125 Bonn 

Hier: Schreiben vom 18.11.2019 

 

Beschlussentwurf zu B 1.20: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.11.2019 eingegangene Stellungnahme 
B 1.20 wie folgt zu entscheiden: 
 
In Bezug auf die Belange der Forstwirtschaft bestehen von Seiten des Landesbetriebes Wald und Holz, Nordrhein-
Westfalen, Regionalforstamt Rhein-Sieg, keine Bedenken gegen den Entwurf des Bebauungsplans, Fassung zur 
Offenlage. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 18.11.2019 eingegangene 
Stellungnahme B 1.20 des Landesbetriebes Wald und Holz ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.21 Katholische Grundschule Sankt Martin, Bachstraße 17 - 19, 53359 Rheinbach 

Hier: Schreiben vom 03.02.2020 
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Beschlussentwurf zu B 1.21: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.02.2020 eingegangene Stellungnahme 
B 1.21 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die für die schulischen Zwecke genutzten Grundstücksflächen der Grundschule Sankt Martin grenzen im Bereich 
des Flst. 88, Gemarkung Rheinbach, Flur 28 unmittelbar an die Flächen des Geltungsbereichs des vorliegenden 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans an. Die in der Stellungnahme dargestellten Sicht- und Platzverhältnisse 
nördlich der Sporthalle im Bereich des Flst. 88, Gemarkung Rheinbach, Flur 28, sind der Verwaltung bekannt. Die 
Parkplätze für den Lehrkörper sind teilweise innerhalb dieser Grundstücksflächen sowie innerhalb der 
angrenzenden Grundstücksflächen auf dem Flst. 25, Gemarkung Rheinbach, Flur 28 östlich der Sporthalle 
untergebracht. Bei den in Rede stehenden Grundstücksflächen handelt es sich insgesamt um öffentliche Flächen. 
Die verkehrliche Erreichbarkeit der Stellplatzflächen erfolgt von Westen in Form einer Stichstraße mit Zufahrt von 
Seiten der öffentlichen Verkehrsflächen Bungert.  
 
Ziel der übergeordneten Planung gemäß den Darstellungen des Integrierten Handlungskonzeptes „Masterplan 
Innenstadt“ ist, wie in der Stellungnahme zutreffender Weise dargestellt, die Implementierung eines durchgängigen 
verkehrlichen Angebotes für den Fuß- und Radverkehr zwischen den öffentlichen Verkehrsflächen Pallottistraße 
und Bungert gemäß der Maßnahmebeschreibung C 07 „Wegeverbindung Pallottistraße Bungert“ im Integrierten 
Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“. Hierdurch soll das vorhandene innerstädtische Fuß- und Radwegenetz 
weiter verdichtet und das geplante „Pallottiareal“ mit der Innenstadt wegespezifisch verbunden werden. Den Zielen 
der übergeordneten Planung folgend, sind die im Rahmen des vorliegenden Planvorhabens auf die derzeit als 
Verkehrs- und Parkplatzflächen genutzten Grundstücksflächen östlich darauf zuführenden Grundstücksflächen als 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung: Fuß und Radweg festgesetzt.  
 
Da sich die für schulische Zwecke genutzten Grundstücksflächen der Grundschule Sankt Martin außerhalb des 
Geltungsbereichs des vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplans befinden, können im Rahmen dieses 
Planverfahrens keine Festsetzungen in Hinblick auf eine mögliche verkehrliche Einstufung der Flst. Nr. 88 und Nr. 
25, Gemarkung Rheinbach, Flur 28, getroffen werden. Ziel der übergeordneten Planung ist jedoch, wie bereits 
aufgeführt, die Implementierung eines durchgängigen verkehrlichen Angebotes für den Fuß- und Radverkehr. 
Gleichzeitig soll im angrenzenden, für schulische Zwecke genutzten Bereichs, zusätzlich der Unterbringung des 
nutzungsbedingt erforderlichen Stellplatzbedarfs für den Lehrkörper weiterhin Rechnung getragen werden. Vor 
diesem Hintergrund wäre in einem nachgelagerten separaten Planverfahren die planungsrechtliche Ausweisung 
von öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter 
Bereich für die derzeit verkehrlich genutzten Flächen der Flst. Nr. 88 und Nr. 25, Gemarkung Rheinbach, Flur 28, 
vorstellbar. Durch diese planungsrechtliche Ausweisung und Widmung dieser Flächen unter Vermeidung der 
Festsetzung spezifischer Nutzungskorridore für die einzelnen Verkehrsarten und -teilnehmer wäre eine 
Gleichberechtigung aller Verkehrsteilnehmer vor dem Hintergrund der gegenseitigen Rücksichtnahme gewahrt. 
Zusätzlich könnten mittels einer darauf aufbauenden verkehrsrechtlichen Anordnung die vorhandenen 
Stellplatzflächen weiterhin ausschließlich für den Lehrkörper vorgehalten werden, so dass eine Inanspruchnahme 
durch Unbefugte im zukünftig öffentlichen Straßenraum weiterhin unterbunden werden kann. Ein zusätzlicher 
verkehrsrechtlicher Hinweis auf die mangelnde Wendemöglichkeit im rückwärtigen Bereich würde die Entstehung 
von möglichem Park-Suchverkehr weiter einschränken.  
 
Die im Integrierten Handlungskonzept „Masterplan Innenstadt“ geführte Maßnahme C 12 „Radverbindung am 
Hexenturm“ ist von den vorgenannten Darstellungen inhaltlich und zeitlch unabhängig zu betrachten und weist 
keinen unmittelbaren Bezug zum vorliegenden Planverfahren auf. Die Umsetzung dieser Maßnahme unterliegt 
demzufolge einer separaten Prüfung, in deren Rahmen die in der Stellungnahme dargestellen schulischen und in 
diesem Zusammenhang sicherheitsrelevanten und schulrechtlichen Belange mit einbezogen werden.   
 
Der Bitte zur Teilnahme an der geplanten Schulkonferenz soll Rechnung getragen werden. Die Verwaltung wird an 
der geplanten Sitzung teilnehmen, sofern die allgemeinen landesrechtlichen Bestimmungen vor dem Hintergrund 
der derzeitigen COVID-19 Pandemie einen diesbezüglich nachgelagerten Sitzungstermin erlauben.   
 
Der Anregung zur Teilnahme an der geplanten Schulkonferenz wird gefolgt. Die Verwaltung wird an der 
geplanten Sitzung teilnehmen. Zudem werden die möglichen planungsrechtlichen Festsetzungen und 
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verkehrsrechtlichen Anordnungen hinsichtlich der Verkehrsregelung im Bereich der Flst. Nr. 88 und Nr. 25, 
Gemarkung Rheinbach, Flur 28 durch die Verwaltung geprüft und dem Ausschuss für Stadtentwicklung: 
Umwelt, Planung und Verkehr der Stadt Rheinbach in einer seiner nächsten Sitzungen vorgelegt. Die 
sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 03.02.2020 eingegangenen Stellungnahme B 1.21 der 
Katholischen Grundschule Sankt Martin, Stadt Rheinbach, werden zur Kenntnis genommen. 
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AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH 

Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6, Berbau und Energie NRW 

RWE Power Aktiengesellschaft 

Rhein. Amt für Denkmalpflege 

LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

Handwerkskammer zu Köln 

Kreishandwerkerschaft Bonn/Rhein-Sieg 

Industrie- und Handelskammer 

Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg Kreis Euskirchen e.V. 

Erzbistum Köln 

Kath. Kirchengemeinde St. Martin, Wormersdorf 

Kath. Kirchengemeinde St. Martin 

Evangelische Kirchengemeinde  

Kreisbauernschaft Bonn/Rhein-Sieg 

Bezirksvorsitzender Kreisbauernschaft 

Landesbüro der Naturschutzverbände 

Naturschutz Rheinbach-Voreifel e.V. 
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BUND-Ortsguppe Rheinbach 

NABU Kreisgruppe Bonn e.V. 

Zweckverband Naturpark Rheinland 

Regionalverkehr Köln GmbH 

Bezirksregierung Düsseldorf , Dez. 26 - Luftverkehr 

Verkehrsverbund Rhein-Sieg 

Deutsche Telekom  

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH  

ALIZ West GmbH & CoKG 

Westnetz GmbH 

Amprion GmbH 

Netcologne 

Airdata AG 

E-Plus Mobilfunk GmbH & Co.KG 

Gemeinde Swisttal 

Stadt Euskirchen 

Stadt Bad Münstereifel 

Verbandsgemeindeverwaltung Altenahr 
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Stadtverwaltung Bonn 

Bezirksregierung Köln, Dez. 35.2 

Sozialverband VdK 

Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft der Stadt Rheinbach mbH 

Bezirksregierung Köln, Dez. 33 

Bezirksregierung Köln, Dez. 35.4 

Bezirksregierung Köln, Dez. 51 

Bezirksregierung Köln, Dez. 52 

Bezirksregierung Köln, Dez. 53 

Nahverkehr Rheinland GmbH 

Bundesnetzagentur 

Lothar Gerharz 

Wilhelm Simons 

Henning Horn 

 
Bezirksregierung Köln, Dez. 54 – Wasserwirtschaft 
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